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Einziger Punkt der Tagesordnung 

a) Antrag der Abgeordneten René Springer, Jürgen 
Pohl, Martin Sichert, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Lehren aus dem Sechsten Armuts- und 
Reichtumsbericht ziehen 

BT-Drucksache 19/30403 

 

b) Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, 
Susanne Ferschl, Matthias W. Birkwald, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

Schutz vor Armut und Ausgrenzung garantieren – 
Konsequenzen aus dem Armuts- und 
Reichtumsbericht ziehen 

BT-Drucksache 19/30388 

 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn, Anja Hajduk, Beate Müller-
Gemmeke, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ein Zukunftsprogramm gegen Armut - Armut 
bekämpfen, Teilhabe garantieren, Chancen und 
Zusammenhalt stärken 

BT-Drucksache 19/30394 

Vorsitzender Birkwald: Meine Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, zu der heuti-
gen öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Ar-
beit und Soziales begrüße ich Sie alle aus dem hei-
ßen Bezirk Mitte sehr kühl, aber sehr herzlich. Zu-
nächst heiße ich für die Bundesregierung die Par-
lamentarische Staatssekretärin Anette Kramme 
herzlich willkommen. (Fast) Alle teilnehmenden 
Ausschussmitglieder sind wie die Sachverständi-
gen über das Videokonferenzsystem Cisco WebEx 
dabei. Gegenstand dieser öffentlichen Anhörung 
sind:  
a) Antrag der Fraktion der AfD – Lehren aus dem 
Sechsten Armuts- und Reichtumsbericht ziehen 
auf Drucksache 19/30403,  
b) Antrag der Fraktion DIE LINKE. – Schutz vor 
Armut und Ausgrenzung garantieren – Konse-
quenzen aus dem Armuts- und Reichtumsbericht 
ziehen auf Drucksache 19/30388 sowie  
c) Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Ein Zukunftsprogramm gegen Armut – Armut 
bekämpfen, Teilhabe garantieren, Chancen und 
Zusammenhalt stärken auf Drucksache 19/30394. 

Die von den Verbänden, Institutionen und den 
Einzelsachverständigen abgegebenen Stellungnah-
men liegen Ihnen auf der Ausschussdrucksache 
19(11)1199 vor. Von Ihnen, den zugeschalteten 
Vertreterinnen und Vertretern der Verbände, Insti-
tutionen und von den Einzelsachverständigen 
möchten wir hören, wie Sie, meine Damen und 
Herren, die Vorlagen fachlich beurteilen. Die heu-
tige Anhörung wird wie folgt ablaufen: Die uns 
zur Verfügung stehende Beratungszeit von 90 Mi-
nuten wird nach dem üblichen Schlüssel entspre-
chend ihrer jeweiligen Stärke auf die Fraktionen 
aufgeteilt. Dabei wechseln die Fragestellerinnen 
und Fragesteller nach jeder Frage – das heißt also: 
eine Frage, eine Antwort. Um die knappe Zeit ef-
fektiv zu nutzen, sollten Sie, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen Abgeordnete, möglichst präzise Fra-
gen stellen, die konkrete Antworten zulassen.  

Ich bitte alle Zugeschalteten zur Verbesserung der 
Tonqualität ganz herzlich, wenn möglich ein 
Headset zu benutzen. Dies ist auch für das Wort-
protokoll wichtig, dass von dieser Anhörung in 
bewährter Weise und – wie so oft – in Rekordge-
schwindigkeit erstellt werden wird. Mein herzli-
ches Dankeschön an das gesamte Team des Aus-
schusssekretariates dafür vorab. Wegen der Kürze 
der uns zur Verfügung stehenden Zeit sind Ein-
gangsstatements der Sachverständigen nicht vor-
gesehen. Dazu dienen im Übrigen die vorgelegten 
schriftlichen Stellungnahmen. Schließlich weise 
ich noch darauf hin, dass es heute – wie immer – 
am Ende der Befragungsrunden eine so genannte 
„freie Runde“ von zehn Minuten geben wird. In 
dieser freien Runde können die Fragen aus allen 
Fraktionen kommen. 

Ich begrüße nun die Sachverständigen und rufe sie 
dafür einzeln auf: Von der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände Frau Renate Hor-
nung-Draus, vom Deutschen Gewerkschaftsbund 
Frau Ruxandra Empen, vom Deutschen Caritasver-
band Frau Dr. Birgit Fix, vom Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung Herrn Professor Dr. 
Markus Promberger, vom AWO-Bundesverband 
Herrn Valentin Persau, vom Deutschen Paritäti-
schen Wohlfahrtsverband - Gesamtverband Herrn 
Dr. Joachim Rock. Als Einzelsachverständigen 
heiße ich herzlich willkommen: Herrn Dr. Maxi-
milian Stockhausen, Herrn Professor Dr. Georg 
Cremer, Herrn Professor Dr. Olaf Groh-Samberg 
sowie Frau Dr. Irene Becker. 

Die Öffentlichkeit und weitere Kolleginnen und 
Kollegen aus unserem Ausschuss beteiligen wir 
über eine live TV-Übertragung an unserer Anhö-
rung. Die Aufzeichnung wird auch auf unserer In-
ternetseite in der Mediathek, also auf www.bun-
destag.de zur Verfügung gestellt werden und dort 
auch abrufbar bleiben. 

Wir beginnen jetzt mit der Befragung der Sachver-
ständigen. Dazu bitte ich höflich darum, dass 

http://www.bundestag.de/
http://www.bundestag.de/
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gleich zu Beginn die entsprechende Institution 
bzw. der oder die Sachverständige genannt wird, 
an die oder an den die Frage gerichtet ist. Die 
Sachverständigen bitte ich, erst nach meinem Auf-
ruf zu antworten. Das wiederhole ich aus Erfah-
rungsgründen. Die Sachverständigen bitte ich, erst 
nach meinem Aufruf zu antworten. Denn dies 
dient der Klarheit für das Erstellen des Protokolls 
und dafür bekommen Sie nicht nur mein Danke-
schön, sondern auch das des Ausschussteams.  

Ich bitte nun die Mitglieder der CDU/CSU-Frak-
tion, ihre Fragen zu stellen. Da hat sich zunächst 
der Kollege Professor Dr. Zimmer gemeldet. Bitte-
schön. 

Abgeordneter Professor Dr. Zimmer (CDU/CSU): 
Meine erste Frage geht an die Caritas und an die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände. Der Armuts- und Reichtumsbericht enthält 
eine ganze Reihe von Instrumenten, denen wir es 
verdanken, dass wir in den letzten Jahren positive 
Wirkungen erzielen konnten. Allerdings sind 
diese Instrumente immer nach dem Prinzip der 
Subsidiarität Instrumente der Hilfe zur Selbsthilfe 
geworden. Mich würde Ihre Interpretation interes-
sieren, ob und inwiefern sich das Prinzip der 
Selbstverantwortung - und dass dies nur alles Hil-
fen zur Selbsthilfe sind - auch im Armuts- und 
Reichtumsbericht wiederfinden.  

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Die Frage der Hilfe zur Selbsthilfe im-
plementiert eigentlich auch, dass es Instrumente 
sind, die Hilfen zur Selbsthilfe bereitstellen. Wenn 
ich mir den Armuts- und Reichtumsbericht an-
schaue, dann hat er dieses Mal erstmalig auf posi-
tive Weise den Gedanken aufgenommen, sich die 
Daseinsvorsorge auch anzuschauen und hat einige 
Instrumente zu diesem Punkt untersucht, zum 
Beispiel die Kinderbetreuung, kulturelle Ange-
bote, sozialer Wohnungsbau und die Krankenver-
sicherung. Er geht aber relativ wenig auf einzelne 
Instrumente ein, die wirklich in der Armut helfen 
können, die Selbsthilfe zum Tragen kommen las-
sen. Von daher denke ich, dass dies ein Punkt 
wäre, der für eine zukünftige Berichterstattung auf 
jeden Fall zu stärken wäre, damit die einzelnen In-
strumente stärker ins Licht geholt, in ihrer Wir-
kung angeschaut werden. Dann kann man auch se-
hen, inwieweit sie dazu einen Beitrag leisten und 
zur Selbsthilfe beitragen.  

Sachverständige Hornung-Draus (Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände): Ich 
glaube, die Wirksamkeit von Instrumenten zur 
Selbsthilfe wird auch an der Entwicklung deut-
lich, die der Armuts- und Reichtumsbericht sehr 
deutlich aufzeigt. Wir haben in dem Berichtszeit-
raum eine sehr positive Entwicklung der Erwerbs-
tätigkeit gehabt. Es wurden sehr viele vor allem 
unbefristete Vollzeitarbeitsverhältnisse geschaffen. 

Das ist natürlich auch ein Effekt der sozialpoliti-
schen und arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
und der wirtschaftlichen Entwicklung. Gleichzei-
tig, wenn Sie jetzt auf konkrete Instrumente abstel-
len, gab es das Teilhabechancengesetz, das Quali-
fizierungschancengesetz. Diese beiden Instru-
mente haben durchaus positive Entwicklungen zu 
Tage gebracht. Es wäre natürlich wichtig, dass die 
Jobcenter die Förderinstrumente als Teil einer 
Brücke in ungeförderte Beschäftigung verstehen 
und dass diese auch verstärkt in der Privatwirt-
schaft umgesetzt werden. Wir stellen auch fest, 
dass das Qualifizierungschancengesetz oder das 
Arbeit-von-Morgen-Gesetz wichtige Impulse zur 
Fortsetzung der Weiterbildung und zur Flankie-
rung des Strukturwandels beinhaltet hatten. Diese 
Gesetze richteten sich natürlich an Beschäftigte, 
aber insofern waren sie ganz wichtig im Sinne ei-
ner Prävention von Arbeitslosigkeit und einer Be-
wältigung des Strukturwandels und damit auch 
der Prävention vor einem Auseinanderklaffen oder 
einer Zunahme der Armut. Die Ergebnisse auch 
aus dem Armuts- und Reichtumsbericht zeigen 
sehr deutlich, dass das gefruchtet hat. 

Abgeordneter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): 
Meine Damen und Herren, meine Frage möchte 
ich gern an die Caritas, Frau Dr. Fix, und Herrn 
Dr. Stockhausen richten. Bei einigen Indikatoren 
zeigt der Bericht ja gegenläufige Entwicklungen. 
Einerseits die materielle Deprivation und die An-
zahl der Menschen in Mindestsicherungssystemen 
ist erfreulicherweise zurückgegangen, andererseits 
die Zahl der Langzeitarbeitslosen ist nach wie vor 
auf einem hohen Niveau der Sockelarbeitslosig-
keit. Nun sind ja schon in den Antworten eben er-
wähnt worden das Teilhabechancengesetz zum 
Beispiel mit dem Regelinstrument § 16 i SGB II 
oder das Qualifizierungschancengesetz, mit dem 
wir die Fort- und Weiterbildung fördern. Wie be-
urteilen Sie die Wirkung dieser Instrumente im 
Hinblick auf die Herausforderung des Aufbre-
chens dieser Sockelarbeitslosigkeit? 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Ja, es wurde schon erwähnt – mit dem 
Teilhabechancengesetz ist ja ein neues Förderin-
strument eingeführt worden, das eine längerfris-
tige Förderung möglich macht. Das war aus mei-
ner Sicht ein Paradigmenwechsel in der Arbeits-
marktpolitik, weil wir jetzt wirklich auch die Mög-
lichkeit haben, intensiv und länger zu fördern. Der 
§ 16 i hat sich aus unserer Sicht bewährt. Ähnlich 
sieht es ja auch das IAB, das eine Zwischenevalu-
ierung dazu gemacht hat. Ich glaube, das wäre 
wirklich ein sehr, sehr wichtiges Instrument, das 
entfristet werden sollte. Der soziale Arbeitsmarkt 
sollte an der Stelle auch ausgebaut werden, weil 
das wirklich den Menschen hilft, ihre Situation zu 
überwinden. Das Qualifizierungschancengesetz, 
wie die BDA schon gesagt, hat sich ja vor allem an 
Beschäftigte gerichtet und trägt damit natürlich im 
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Zeitalter der Digitalisierung der Arbeitsmärkte 
schon sehr stark dazu bei, dass Menschen gar 
nicht erst aus dem Arbeitsmarkt rausfallen und ar-
beitslos werden, also sozusagen dass gar nicht 
eine Verfestigung der Sockelarbeitslosigkeit eintre-
ten kann. Was wir aber sehen in der Weiterqualifi-
zierung, dass die Gruppen, die stark gefährdet 
sind, Sockelarbeitslose zu werden, durch die Wei-
terqualifizierung schwer erreicht werden. Ich 
denke da an Menschen mit geringem Einkommen, 
mit Migrationshintergrund, Langzeitarbeitslose. 
Da müsste in der Tat bei der Weiterbildung etwas 
gemacht werden an dieser Stelle, dass diese Grup-
pen besser erreicht werden können. Es müssen 
mehr Mittel in die Hand genommen werden im 
SGB II zum Beispiel für längerfristige Umschulun-
gen, die Menschen brauchen, die wirklich lang 
draußen sind und vielleicht ein ganz neues Be-
rufsbild brauchen. Man müsste vielleicht auch 
Anreize setzen, dass die Gruppen sich trauen, 
auch an Weiterbildung teilzunehmen; denn häu-
fig, das zeigen auch IAB-Forschungen und unsere 
Erfahrungen, ist die Sorge „Ach, kann ich mir das 
denn überhaupt leisten, so eine Weiterbildung zu 
machen“. Da wäre ein Weiterbildungsbonus aus 
unserer Sicht an der Stelle ein sinnvolles Instru-
ment, wie die Arbeitsmarktpolitik hier weiterent-
wickelt werden könnte. 

Sachverständiger Dr. Stockhausen: Ich kann mich 
da vielem anschließen, was meine Vorrednerin ge-
sagt hat und man kann sicherlich bei der Entwick-
lung der erheblichen materiellen Entbehrungen in 
den Jahren vor der Corona-Krise eine sehr positive 
Entwicklung feststellen, die teilweise vielleicht 
auch losgelöst ist von der Entwicklung der Sockel-
arbeitslosigkeit oder der Armutsgefährdung. Dabei 
misst materielle oder erhebliche materielle Ent-
behrung noch einmal etwas anderes an der Stelle 
als Armutsgefährdung, also wirkliche Mangellagen 
– dass das eine sehr, sehr positive Entwicklung 
doch auch mit Blick auf die Entwicklung vor 2015 
genommen hat, wo wir Langzeitarbeitslosigkeit 
nur sehr begrenzt reduzieren konnten, ist hervor-
zuheben. Nach 2015 gab es in Bezug auf die Zahl 
der Langzeitarbeitslosen noch einmal einen 
Schub, so dass wir kurz vor Corona bei ungefähr 
720.000 Langzeitarbeitslosen gelandet sind. Ge-
genüber 2005 war das – wo wir über eine Million 
Langzeitarbeitslose hatten – eine deutliche Redu-
zierung. Ansonsten würde ich sagen, und das zeigt 
sich auch in ersten Ergebnissen der qualitativen 
Begleitforschung vom IAB, dass das Teilhabechan-
cengesetz mit seinen Elementen, vor allem dem 
Coaching, das heißt der Begleitung der Menschen 
zurück in dann noch geförderte Beschäftigung 
durchaus ein sehr positives und auch neues Ele-
ment mit sich bringt, das sehr erfolgversprechend 
ist, was auch von den Befragten in diesen qualita-
tiven Interviews, den Beschäftigten und den be-
gleitenden Personen in den Jobcentern als solches 

eingeschätzt wurde. Sprich, hier wurde tatsäch-
lich ein gutes Instrument auf den Weg gebracht. 
Letztendlich muss aber die noch laufende Begleit-
forschung zeigen, wie erfolgreich das Gesamtpaket 
ist. Man darf sich sicherlich auch nicht dem Ge-
danken hingeben, dass die Sockelarbeitslosigkeit 
abzubauen ein leichtes Unterfangen wäre, was 
schnell und zielgerichtet in den nächsten Jahren – 
jetzt gerade auch durch die Herausforderungen 
durch Corona – zu erreichen wäre. 

Abgeordneter Professor Dr. Zimmer (CDU/CSU): 
Meine Frage geht an Dr. Stockhausen und Profes-
sor Cremer. Wie beurteilen Sie die Aussagekraft 
der Armutsrisikoquote als Maß für individuelle 
Bedürftigkeit und Betroffenheit von Armut? 

Sachverständiger Dr. Stockhausen: Da ergreife ich 
gern nochmals das Wort. Es hat sich eben schon 
ein wenig angedeutet, relative Armutsgefährdung 
ist sicherlich nicht zu verwechseln mit absoluter 
Armut im Sinne von – man hat keine Unterkunft, 
man kann sich sein Essen nicht leisten und der-
gleichen. Sprich, wir haben hier ein relatives Kon-
zept mit der Armutsgefährdungsquote, was im 
Vergleich zu einem bestimmten Referenzpunkt, 
das heißt dem Median (die mittleren Einkommen), 
ein gewisses Abweichen von diesem Standard 
zeigt. Das bedeutet noch nicht, dass man wirklich 
Mangellagen erfährt. Hier wäre der bessere Indika-
tor die materielle Entbehrung oder auch wie jetzt 
im Armuts- und Reichtumsbericht entwickelt vom 
Kollegen Groh-Samberg, das Maß der multidimen-
sionalen sozialen Lagen, was mehr oder weniger 
eine Kombination – aus meiner Sicht – darstellt 
aus dieser absoluten Armutsbetrachtung, was die 
materielle Entbehrung macht, und dieser relativen 
Sichtweise auf Niedrigeinkommen. Letztendlich 
muss man in Bezug auch auf die Entwicklung der 
relativen Armutsgefährdung sehen, dass sie in den 
letzten Jahren tendenziell – insbesondere auch 
durch Migration – eher gestiegen ist, aber seit 
2015 zeigt sich auch da kein Anstieg mehr. Also, 
hier gibt es auch eine positive Entwicklung durch 
die Integration und der positiven Einkommensent-
wicklung in allen Einkommensgruppen. Letztend-
lich ist es, glaube ich, ein sehr gutes Konzept im 
Armuts- und Reichtumsbericht, dass man ein gan-
zes Set an Indikatoren betrachtet und unter ande-
rem die relative Armutsgefährdungsquote mit Ma-
ßen zur materiellen Entbehrung bei der Gesamt-
schau der unterschiedlichen Lebenssituationen 
berücksichtigt. 

Vorsitzender Birkwald: Vielen herzlichen Dank 
und nun Herr Professor Dr. Georg Cremer. Herr 
Professor Cremer, wir hören Sie leider immer 
noch nicht, versuchen Sie mal die Lautstärke nach 
ganz oben zu regeln, bitte. Wir hören Sie immer 
noch nicht. Dann schlage ich vor, dass Sie das 
nochmals checken und gebe die nächste Frage an 
den Kollegen Peter Weiß und wir kommen auf Sie, 



  

 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 133. Sitzung 
vom 21. Juni 2021 

Seite 7 von 21 

 
 

Herr Professor Cremer, nochmals zurück. Herr 
Weiß, bitte. 

Abgeordneter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): 
Meine Frage richte ich an BDA und IAB. Die Mitte 
holt ja auf, deutlich nach dem Bericht. Aber die 
unteren Einkommensbereiche kommen nicht im 
gleichen Tempo mit. So ungefähr die Aussage. 
Wie beurteilen Sie denn die Entwicklung der Ar-
beitnehmerentgelte im unteren Einkommensbe-
reich in den letzten Jahren? 

Sachverständige Hornung-Draus (Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände): Der ak-
tuelle Armuts- und Reichtumsbericht zeigt einige 
positive Entwicklungen und Deutschland sollte 
auch nicht davor zurückschrecken, diese zu kom-
munizieren. Auch im internationalen Bereich sind 
die Entwicklungen in der Einkommens- und auch 
in der Vermögensverteilung positiv. Wir liegen 
seit 2005 in der Einkommensverteilung stabil. 
Wenn man berücksichtigt, dass unter den G7-Staa-
ten Deutschland das Land mit der gleichmäßigsten 
Einkommensverteilung ist, dann ist das eigentlich 
eine gute Nachricht. Es sind hier nicht nur die An-
stiege der Lohnniveaus der unteren Einkommens-
gruppen kräftig, auch der Anteil der Beschäftigten 
im Niedriglohnbereich erreicht den niedrigsten 
Wert seit über zehn Jahren. Diese Entwicklungen 
belegen die positiven Effekte des Beschäftigungs-
aufschwungs. Auch die Vermögensungleichheit – 
ich weiß, dass Sie das nicht gefragt haben, kommt 
vielleicht noch – aber die entwickelt sich auch po-
sitiv. Hier sollte tatsächlich berücksichtigt wer-
den, dass sehr viele Hochvermögende Betriebsver-
mögen haben. Das heißt, das ist eigentlich das sehr 
positive Kennzeichen Deutschlands als einer Wirt-
schaft mit Familienbetrieben. 

Sachverständiger Professor Dr. Promberger (Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesagentur für Arbeit): Ich würde es noch ein 
bisschen anders formulieren. Ich würde, was den 
Gesamtdurchschnitt der Einkommen betrifft, von 
einem mäßigen Anstieg sprechen, der, wenn wir 
die Reallöhne betrachten, nur knapp oberhalb der 
Geldentwertung liegt. Die Reallöhne sind ungefähr 
um 1 Prozent pro Jahr gewachsen, wenn wir den 
Reallohn-Index des Statistischen Bundesamtes zu-
grunde legen. Was die unteren Einkommen – und 
damit Ihre Frage, Herr Weiß, betrifft – wenn man 
langjährige Trends betrachtet, dann sieht man, 
dass die unteren Einkommen – also die Dezile, 
Einkommenszehntel, ganz unten bis zum viertun-
tersten – schon lange wenig wachsen oder gar sin-
ken. Und zwar die niedrigen sinken stärker, wäh-
rend die höheren Einkommen, die Dezile fünf bis 
zehn, klar wachsen. Es gibt also so eine Art 
Schere. Das kann man nachlesen im Wochenbe-
richt des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung von 21/2018. In den Dezilen drei bis vier 

kann man das noch gutwillig als Seitwärtsbewe-
gung einordnen. Vor allem bei den untersten bei-
den Dezilen hingegen gibt es einen klaren Rück-
gang. Der hat sich zum Teil ein bisschen kompen-
siert 2016 bis 2018. Da liegen aber die Zahlen 
nicht ganz vor. Ich glaube, wir müssen auf die un-
teren Einkommen aufpassen, dass es da keine Be-
wegungen gibt, dass die Menschen abgehängt wer-
den von der Wachstumsentwicklung. Danke. 

Vorsitzender Birkwald: Der Dank liegt ganz bei 
uns, Herr Professor Promberger. Jetzt versuchen 
wir nochmals, Professor Georg Cremer zu hören. 
Herr Cremer, haben Sie Ihr Mikro auf ganz laut ge-
stellt, bitte? Hören Sie mich jetzt? 

Sachverständiger Professor Dr. Cremer: Ja, jetzt 
funktioniert es. Es ging ja um die Frage der Aussa-
gefähigkeit der Armutsrisikoquote. Ich finde, wir 
sollten sie als das nehmen, was sie ist, ein Maß 
der Verteilung mit dem Fokus auf die unteren Ein-
kommensgruppen. Verteilungsfragen sind zwei-
felsohne wichtig. Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung nutzt als Synonym für die Ar-
mutsrisikoquote seit einiger Zeit den Begrifft der 
Niedrigeinkommensquote. Marcus Grabka hat dies 
sogar als den präziseren Begriff bezeichnet. Wenn 
also die unteren Einkommen und die mittleren 
Einkommen im Gleichklang wachsen, dann stellen 
wir bei der Armutsrisikoquote keine Senkung fest, 
obwohl in beiden Gruppen die Situation besser 
wird. Wenn die mittleren und die unteren Ein-
kommen im Gleichklang sinken würden, würde 
die Einkommensrisikoquote auch konstant blei-
ben. Wir müssen also auch die absoluten Entwick-
lungen betrachten. Trotzdem ist dieser Vertei-
lungsblick nach unten wichtig. Er hilft uns auch, 
Risikogruppen zu identifizieren, wie etwa kinder-
reiche Familien, Alleinerziehende oder Langzeit-
arbeitslose.  

Abgeordneter Professor Dr. Zimmer (CDU/CSU): 
Danke, Herr Vorsitzender, das ist korrekt. Meine 
Frage geht an IAB und Caritas in dem Fall. Ich 
will zur Daseinsvorsorge und den gesellschaftlich 
notwendigen Dienstleistungen kommen. Der Ar-
muts- und Reichtumsbericht hat gegenüber seinen 
Vorgängerberichten einen zusätzlichen Schwer-
punkt auf die Analyse der Bedeutung der sozialen 
Daseinsvorsorge gelegt. Wie bewerten Sie die Er-
gebnisse und welche inhaltlichen Schwerpunkt-
setzungen sollten Ihrer Ansicht nach daraus gezo-
gen werden? 

Sachverständiger Professor Dr. Promberger (Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesagentur für Arbeit): Ich glaube eine Be-
trachtung der Daseinsvorsorge im weiteren Sinne 
ist definitiv wichtig; denn Armutsbekämpfung er-
folgt nicht ausschließlich über direkte Einkom-
menstransfers, sondern zum Glück auch im hohen 
Maße über den Zugang zu sozialen Dienstleistun-
gen und anderen Kollektivgütern. Manche davon 
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sind speziell für einkommensarme Haushalte, an-
dere stehen allen Bürgerinnen und Bürgern zur 
Verfügung. Ich glaube allerdings, solche Sachen 
sind nicht immer einfach zu beobachten, zu mes-
sen oder in ihrer Wirkung zu untersuchen. Ich 
glaube also, der vorgelegte Berichtsteil im Armut- 
und Reichtumsbericht ist ein sinnvoller erster 
Schritt, der allerdings noch genauer elaboriert und 
ergänzt werden sollte in künftigen Berichten. Ich 
finde ihn allerdings so wichtig, dass man das tat-
sächlich beibehalten sollte. Der Teufel steckt 
manchmal ein bisschen im Detail. Ich weiß nicht, 
ob wir richtig messen oder beurteilen die Nutzung 
der Angebote und das Vorhandensein der Ange-
bote, ob das sozusagen adäquat gemessen wird 
oder nicht. Ich glaube aber, da könnten einfach im 
nächsten Armuts- und Reichtumsbericht noch 
mehr Augen drauf gerichtet werden. Was für mich 
sich deutlich zeigt an der Betrachtung der Da-
seinsvorsorge ist, dass arme Haushalte in der Re-
gel deutlich stärker von sozialen Dienstleistungs-
angeboten profitieren als nicht arme Haushalte. 
Das steht der verbreiteten Annahme gegenüber, 
dass die soziale Infrastruktur vor allem von Men-
schen genutzt wird, die sie gar nicht brauchen. 
Das ist nicht der Fall. Der Bericht belegt bereits 
eindeutig, dass es tatsächlich wichtig ist, soziale 
Daseinsvorsorge zu untersuchen. 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Ich kann mich dem IAB vollständig an-
schließen, dem was gesagt wurde. Ich finde es to-
tal wichtig, dass hier ein erster Schritt gemacht 
wurde, die Daseinsvorsorge zu untersuchen. Für 
mich war es sehr interessant an dieser Analyse, 
dass auch etliches zu Tage gefördert wurde an 
Wissen, was den Zugang zu Dienstleistungen auf-
zeigt. Hier war besonders spannend das Thema re-
gionale Zugänglichkeit. Was ein bedenklicher Be-
fund im Bericht aus meiner Sicht ist, dass man 
sieht, dass Kommunen, die Geld haben, auch eine 
relativ gute Daseinsvorsorge bereitstellen können. 
Dass aber umgekehrt die Problematik besteht, dass 
Kommunen, die ärmer sind, hier Probleme haben. 
Es werden einzelne Dienstleistungen im Detail an-
geschaut, z. B. die Schuldnerberatung und die frü-
hen Hilfen. Bei den frühen Hilfen wird ja auch der 
Verweis gemacht, dass es total wichtig ist, hier 
ganz, ganz früh anzusetzen und Kinder und Ju-
gendlichen zu helfen, Armut zu überwinden; denn 
die Sondergutachten, die von IZA und WZB in der 
Auswertung des nationalen Bildungspanels ge-
macht wurden, zeigen ja, dass gerade Bildungsar-
mut ganz, ganz früh bereits schon nach der Geburt 
anfängt. Wenn wir jetzt natürlich das Wissen ha-
ben, dass einzelne Maßnahmen da sehr, sehr hilf-
reich sind, ist es auch wichtig, dann zu klären, 
wie die Zugänglichkeit ist. Ich denke, Zugänglich-
keit ist ein Thema. Das zweite ist die Qualität. Wir 
erfahren in dem Bericht ja auch, dass die Kinder-
betreuung sehr, sehr wichtig ist. Ich meine, wir 
müssten es schaffen, dass man insbesondere in 

Problemviertel hinein eine Kinderbetreuung kriegt 
mit einer relativ guten Qualität und einer hoch-
wertigen Qualität, dass da wirklich alles getan 
wird, die Menschen zu fördern; denn materielle 
Leistungen sind das eine, aber wie schon gesagt, 
die Dienstleistungen sind das andere. Beides muss 
zusammen gedacht werden. Es ist ganz, ganz 
wichtig, dass im nächsten Bericht dieser Schritt 
weiter gegangen wird, die soziale Daseinsvorsorge 
mit zu untersuchen und vor allem auch die Wir-
kung einzelner Instrumente zu untersuchen. 

Abgeordneter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): 
Ich möchte mich mit meiner Frage nochmals an 
Frau Dr. Fix und Herrn Dr. Stockhausen wenden. 
Thematisch setzt der 6. Armuts- und Reichtums-
bericht einen Akzent darauf, materielle Lagen 
auch im Hinblick auf den Grad der Verfestigung 
zu untersuchen. Da fällt etwas auf, was wir ken-
nen, nämlich, dass Kinder und Jugendliche, die 
von verfestigter Armut betroffen sind, sich oft 
auch noch im jungen Erwachsenenalter in der 
gleichen sozialen Lage befinden. Im Bericht selbst 
werden ja die armutspräventiven Wirkungen der 
familienpolitischen Leistungen hervorgehoben. 
Wir haben ja auch im SGB II extra den § 16 h ge-
schaffen. Meine Frage an Sie: Wie erklären Sie 
sich diesen Befund und wo müssen wir vielleicht 
in der kommenden Legislaturperiode nachsteuern, 
um etwas gegen diese Verfestigungen zu tun? 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Sie haben gerade die familienpoliti-
schen Leistungen erwähnt. Wenn man sich an-
schaut, was da an familienpolitischen Leistungen 
untersucht wurde, sind das ja vor allem fiskali-
sche Leistungen, also z. B. das Wohngeld, der Kin-
derzuschlag, bei dem, Gott sei Dank, in dieser Le-
gislaturperiode auch noch einmal nachgebessert 
wurde. Es zeigt sich eben, dass da sehr wirksame 
Instrumente weiterentwickelt und ausgebaut wur-
den. Zur Problematik der Verfestigung stellt sich 
aber das, was ich gerade sagte, eben, dass man 
sich anschauen muss, wo kommt denn eigentlich 
diese Verfestigung her. Da gibt der Bericht ja auch 
wichtige Hinweise, in dem er eben sagt, dass diese 
Bildungsungleichheit schon sehr, sehr früh ent-
steht. Eigentlich schon in der Phase nach der Ge-
burt. Das zeigt uns, wenn wir verfestigte Armut 
aufbrechen wollen, reicht es nicht, allein fiskali-
sche Dinge in die Hand zu nehmen, sondern was 
wir ganz stark brauchen, sind Dienstleistungen, 
die ausgebaut werden müssen. Wenn es um die 
Bildung geht und zum Durchbrechen von Bil-
dungsungleichheit kommen, kommt hier zum Bei-
spiel Babylotsen große Bedeutung zu, die frühen 
Hilfen, die im Bericht auch intensiv erwähnt wer-
den, die Kinderbetreuung, wo deutlich nachgelegt 
werden muss. Wenn ich gerade die Kinderbetreu-
ung anspreche, im „Gute-Kita-Gesetz“ wurde ja 
jetzt in dieser Legislaturperiode sehr viel getan, 
dass die Kinderbetreuung quantitativ ausgebaut 
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werden musste. Ich glaube, wir müssen in einem 
weiteren Schritt auch da auf die Qualität noch-
mals schauen, wie wir das verbessern können, 
dass wir wirklich qualitativ hochwertige Maßnah-
men allen Kindern zur Verfügung stellen, um da 
die entsprechende Förderung und Unterstützung 
zu geben. 

Sachverständiger Dr. Stockhausen: Die Frage der 
Kinderarmut ist sicherlich stark verknüpft mit 
dem Status der Eltern. Wenn man sich die Frage 
stellt, was einer der wesentlichen Gründe für Ar-
mutsgefährdung ist, die sich dann eben an dieser 
Stelle für Eltern wie Kinder darstellt, ist es die Er-
werbstätigkeit. Mit Blick auch vor die Krise, ist 
hier viel geschehen, um neue Erwerbsverhältnisse 
zu schaffen, auch sozialversicherungspflichtige im 
großen Umfang. Und ein Schlüssel liegt dabei si-
cherlich neben der Erwerbstätigkeit auch einfach 
in der besseren Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. Hierfür ist Kinderbetreuung in dem Maße so-
wohl im ländlichen als auch im städtischen Raum 
anzubieten. Eventuell ist hierbei über Beitragsta-
bellen nachzudenken, ob man das kostenlos oder 
sozialverträglich gestaltet. Es ist auch nicht ganz 
klar, ob man komplett auf die Gebührenerhebung 
verzichten sollte, da ja daraus auch Qualität in der 
Bildung finanziert werden kann. Wer finanziell in 
der Lage ist, sollte und könnte sicherlich auch da-
ran beteiligt werden. Auf der anderen Seite, ver-
festigte Armut ist hier auch wieder verknüpft mit 
einer relativen Betrachtung. Das heißt, wenn sich 
hier in den letzten Jahren wenig getan hat, liegt 
das auch durchaus an einer positiven Einkom-
mensentwicklung in vielen Teilen der Einkom-
mensverteilung. Und da würde ich auch meinem 
Vorredner, Herrn Promberger, ein bisschen wie-
dersprechen. Man sieht schon auch, dass gerade 
seit 2015 im unteren Einkommensbereich die real 
verfügbaren Haushaltseinkommen um sieben Pro-
zent gewachsen sind, in der Mitte auch um sieben 
Prozent, oben nur um fünf. Sprich, wenn sich die 
Einkommen unten und in der Mitte relativ ähnlich 
zueinander entwickeln,  kann die relative  Ar-
mutsgefährdungsquote in den verfügbaren Haus-
haltseinkommen, also nach Transferleistungen – 
wie wir sie besprochen haben – wozu hier dann 
auch der Kinderzuschlag, das Wohngeld gehören, 
die in der letzten Legislaturperiode verbessert 
wurden und einfließen, nicht verringern. 

Abgeordneter Professor Dr. Zimmer (CDU/CSU): 
Meine Frage geht wieder an Herrn Dr. Stockhau-
sen. Wie erklären Sie sich die Beobachtung, dass 
die Befragten unabhängig von ihrem tatsächlichen 
Einkommen oder sonstigem Status überwiegend in 
der Mitte der Gesellschaft sich einordnen. Ist das 
der Merz-Effekt? 

Sachverständiger Dr. Stockhausen: Ja, das denke 
ich mir. Auf Herrn Merz werde ich jetzt nicht ein-
gehen, aber dieses Phänomen, dass man sich hin 

zur Mitte einordnet, ist mittlerweile doch recht 
gut erforscht für Deutschland, aber auch im inter-
nationalen Umfeld. Erklärung als Ökonom kann 
ich vielleicht nicht allumfänglich liefern, da wä-
ren Soziologen, Psychologen sicherlich auch noch 
interessante Gesprächspartner, aber wir wissen, 
dass es aus dem persönlichen Umfeld heraus oft-
mals so ist, dass man seine Erfahrungswelt bildet. 
Das heißt, ich bin mit Menschen, die mir doch 
recht ähnlich sind, ist das im Job, in der Familie 
oder auch im engeren Freundeskreis, unterwegs 
und leite daraus natürlich auch ab, wo ich eventu-
ell stehe. Und da letztendlich ist es meistens der 
Fall, dass ich mich in der Mitte irgendwo stehen 
sehe und daher auch diese Abstraktion von mir 
und meinem direkten Umfeld auf die Gesellschaft 
ziehe. Aber auch an der Stelle wäre es schön, 
wenn man noch in die Ursachenforschung in Zu-
kunft näher eintreten würde, was ich an der Stelle 
auf den Weg mitgebe. 

Vorsitzender Birkwald: Dann sind wir am Ende 
der Befragungszeit der CDU/CSU-Fraktion und 
kommen nun zur Befragungsrunde der SPD-Frak-
tion, in der die Kollegin Daniela Kolbe die erste 
Frage stellt. Bitteschön.  

Abgeordnete Kolbe (SPD): Kurze Frage an AWO, 
DGB und Herrn Professor Groh-Samberg zum Ein-
stieg: Wie bewerten Sie hinsichtlich der Entste-
hung des Armuts- und Reichtumsberichtes die Be-
teiligung von Verbänden und Expertinnen und Ex-
perten im Beraterkreis und im wissenschaftlichen 
Gutachtergremium? 

Sachverständige Empen (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Der DGB bewertet diesen Beteili-
gungsprozess durchaus positiv. Die Beteiligung 
von Verbänden, Experten und Wissenschaftlern, 
ist sehr wichtig in dem Entstehungsprozess des 
Armutsberichtes. Und das wurde tatsächlich auch 
von der Bundesregierung erkannt. Und im Rah-
men dieser drei Symposien die gehalten wurden, 
wurden die Strukturen des Berichtes, die For-
schungsvorhaben für die Begleitforschung, die 
ganzen Methoden und auch Zwischenergebnisse 
des Berichtes vorgestellt. Und die Leute in dem 
Beratergremium konnten auch kritische Anmer-
kungen, Positionen in Ihrem Kontext einbringen. 
Also durchaus positiv, wo wir noch Verbesse-
rungsbedarf für zukünftige Berichte sehen, ist tat-
sächlich bei der Einbindung von persönlich von 
Armut betroffenen Menschen. Das tauchte auch in 
mehreren Stellungnahmen auf und in den Anträ-
gen. Wir glauben, dass das ein deutlicher Mehr-
wert wäre, sowohl was die Beschreibung von Ar-
mutslagen angeht als auch die Bewertung der Fak-
ten, die der Armutsbericht vorstellt und auch in 
der Erarbeitung von Lösungsvorschlägen und Poli-
tikvorhaben für die Zukunft. Das ist eine andere, 
sehr wichtige Perspektive, die gerade in dem Be-
richt nicht auftaucht und die sowohl inhaltlich 
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gut tun würde, als auch unter dem Aspekt von 
Empowerment und politischer Teilhabe dieser 
Gruppe.  

Sachverständiger Professor Dr. Groh-Samberg: 
Ich glaube, ich kann diese Frage ganz kurz beant-
worten. Ich schließe mich da an, das war positiv, 
das war wichtig, diese Diskussion zu führen, ge-
rade auch für uns, die wir ein Forschungsprojekt 
beigesteuert haben, war es wichtig Feedback zu 
bekommen und in die Diskussion schon in der 
Konzeptionsphase mit eintreten zu können. Also 
rundweg positiv. 

Sachverständiger Persau (AWO Bundesverband 
e.V.): Der AWO Bundesverband war ja auch für 
den 6. Armuts- und Reichtumsbericht Teil des Be-
raterkreises beim BMAS und aus unserer Sicht 
wurde die Zivilgesellschaft angemessen im Rah-
men von mehreren Symposien beteiligt. Wir ha-
ben den Prozess auch als federführender Verband 
der Nationalen Armutskonferenz begleitet und da 
kann ich mich auch meiner Vorrednerin anschlie-
ßen, dass wir hier anregen auch die Betroffenenbe-
teiligungen beim nächsten Armuts- und Reich-
tumsbericht noch mal weiter zu verbessern.  

Abgeordnete Kolbe (SPD): Die Frage geht an den 
DGB. Der Armuts- und Reichtumsbericht zeigt ja, 
dass der Mindestlohn insofern gewirkt hat, als 
dass die unteren Einkommensgruppen gestiegen 
sind, aber durch das Steigen der anderen Löhne, 
sich die Schere nicht geschlossen hat. Inwiefern 
wäre das aus Ihrer Sicht und vor diesem Hinter-
grund sinnvoll, den Mindestlohn anzuheben, zum 
Beispiel auf etwa 12 Euro, die Tarifbindung zu er-
höhen, auf allgemeinverbindliche Tarifverträge 
und mehr Mitbestimmung in den Betrieben zu or-
ganisieren?  

Sachverständige Empen (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Ich kann schon vorab sagen, ja die 
Vorschläge sind toll, decken sich natürlich auch 
mit DGB-Forderungen. Wir sehen das auch so, 
dass Armut gemessen an der Armutsrisikogrenze – 
was wir ja schon besprochen hatten – wirklich zu-
rückgedrängt werden kann, dafür gesorgt werden 
muss, dass die armen Haushalte zur Mitte der Ge-
sellschaft aufholen und dafür müssen ihre Ein-
kommen überproportional steigen, nicht so wie 
bis jetzt. Und um das zu erreichen, müsste einer-
seits tatsächlich die Leistungsfähigkeit der sozia-
len Systeme gestärkt werden, was auch ein Ergeb-
nis des Armutsberichtes ist und aber auch unserer 
Meinung nach regulierend in den Arbeitsmarkt 
eingegriffen werden, um den Niedriglohnsektor 
auszutrocknen und Erwerbsarmut zurückzudrän-
gen. Und die drei vorgeschlagenen Handlungsopti-
onen decken sich wie gesagt mit DGB-Forderun-
gen. Wir sehen auch, dass der Mindestlohn mit ak-
tuell 9,50 Euro pro Stunde zu niedrig ist, um Ar-
mut wirksam zu bekämpfen und deswegen muss 

der auf ein existenzsicherndes Niveau erhöht wer-
den von mindestens 12 Euro. Zusätzlich beim 
Mindestlohn ist natürlich auch zu erwähnen, dass 
nicht nur die Höhe relevant ist, aber auch die 
Durchsetzung des Mindestlohns, dass sowohl 
durch mehr und bessere koordinierte Kontrollen 
die Durchsetzung des Mindestlohnes für weitere 
Bereiche des Arbeitsmarktes unbedingt gewähr-
leistet werden muss und auch die gesetzlichen 
Ausnahmen, die heute noch bestehen Stichwort 
Pflichtpraktika oder Langzeitarbeitslose sollten 
aus dem Gesetz gestrichen werden. Der zweite 
Punkt, den Sie angesprochen haben, Stärkung der 
Tarifbindung – sehen wir natürlich auch so – ist 
neben dem Mindestlohn eine weitere zentrale 
Maßnahme zur Zurückdrängung des Niedriglohn-
sektors und der Erwerbsarmut und dazu ist auch 
ein Bündel an Maßnahmen notwendig, um einer-
seits die Verbandsmitgliedschaft auf Arbeitsgeber-
seite zu stärken, die Gewerkschaftsmitgliedschaft 
auf Arbeitsnehmerseite und drittens natürlich die 
Tarifflucht zu stoppen, die in den letzten Jahren 
ersichtlich massiv zugenommen hat. Ich erwähne 
da nur ein paar Instrumente dazu, denn wir als 
Deutscher Gewerkschaftsbund haben uns dazu 
ausführlich an anderer Stelle ausgesprochen. Die 
Erleichterung der Allgemeinverbindlicherklärung 
von Tarifverträgen wäre ein Weg dazu, wie bei-
spielsweise die Einführung eines Bundesta-
riftreuegesetzes. Es müsste auch darüber nachge-
dacht werden, über verbindliche Fortgeltung von 
Tarifverträgen bei Auslagerungen von Betriebstei-
len. Als Letztes – was Sie auch angesprochen ha-
ben – zum Thema betriebliche Mitbestimmung. 
Die spielt aus unserer Sicht natürlich auch eine 
sehr wichtige Rolle, bei der Durchsetzung von gu-
ten Arbeits- und Entlohnungsbedingungen und so-
mit auch bei der Reduzierung von Armut. Das Be-
triebsrätemodernisierungsgesetz, was verabschie-
det worden ist, ist unserer Meinung nach ein guter 
Schritt in die richtige Richtung. Aber auch dort se-
hen wir die Notwendigkeit einer grundlegenden 
Weiterentwicklung der Betriebsverfassung. Viel-
leicht nochmal zum Schluss: Ich finde es ein biss-
chen schade, dass der Armutsbericht selber diese 
Politikempfehlungen nicht aufgenommen hat, ob-
wohl manche der Fakten, wie beispielsweise, dass 
der Mindestlohn nicht vor Armut schützt, tatsäch-
lich im Armutsbericht dargestellt worden ist.  

Abgeordnete Tack (SPD): Meine Frage geht an den 
Deutschen Gewerkschaftsbund und an die Arbei-
terwohlfahrt. Eine schmerzhaftere Erkenntnis des 
6. Armuts- und Reichtumsberichtes ist, dass Per-
sonen, die lange von Leistungen der Grundsiche-
rung leben müssen, immer weniger vor Armut ge-
schützt sind. Wie bewerten Sie vor diesem Hinter-
grund die Forderung der SPD nach einer eigen-
ständigen Kindergrundsicherung und einem Recht 
auf Arbeit? 
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Sachverständige Empen (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Die Einführung einer Kindergrund-
sicherung, so wie sie von der SPD und auch von 
anderen Akteuren und dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund gefordert werden, sehen wir sehr po-
sitiv und zwar als zentraler Weg zur Überwindung 
von Kinderarmut. Ich glaube, es hätte zwei große 
positive Effekte: Erstens die monetären Leistun-
gen, die erhöht werden, verglichen mit den aktuel-
len Hartz IV-Regelleistungen. Aber nicht nur das, 
sondern so eine Grundsicherung könnte auch ei-
nen großen Beitrag leisten, dass die Leistungen 
auch tatsächlich in Anspruch genommen werden, 
dadurch, dass die unterschiedlichen Leistungen, 
die wir heute haben, gebündelt werden, dass es ei-
nen niedrigschwelligeren Zugang gäbe und dass 
diese Auszahlungen tatsächlich weitestgehend au-
tomatisiert stattfinden könnte. Da wäre die Inan-
spruchnahme deutlich gesteigert im Vergleich zu 
dem heutigen Niveau. Den zweiten Punkt – das 
Recht auf Arbeit – unterstützen wir auch im 
Sinne, dass jeder Erwerbslose einen Anspruch auf 
ein gutes Angebot haben sollte, das neue Perspek-
tiven eröffnet und nicht ohne Unterstützung in Ar-
beitslosigkeit zurückgelassen werden sollte. Bei 
dem Angebot könnte es sich sowohl um ein Stel-
lenangebot handeln für eine gute Arbeit, als auch 
um ein Weiterbildungsangebot oder um einen ge-
förderten Arbeitsplatz in den sozialen Arbeits-
markt. So ein Recht auf Arbeit wäre auf jeden Fall 
eine substantielle Erweiterung des sozialstaatli-
chen Sicherheitsversprechens.  

Sachverständiger Persau (AWO Bundesverband 
e.V.): Wir sehen ein konstant hohes Niveau der 
Kinderarmut. Jedes fünfte Kind ist armutsgefähr-
det oder sogar arm. Und damit liegt das Armutsri-
siko von jungen Menschen deutlich über dem 
Durchschnitt. Wir wissen aus eigener Forschung, 
dass Kinderarmut ein zentrales Entwicklungsri-
siko ist und häufig mit langfristigen Folgen für 
materielle, soziale, kulturelle und gesundheitliche 
Lebenslagen verbunden ist. Insgesamt gilt: je län-
ger junge Menschen in Armut leben, desto höher 
ist das Risiko, auch im weiteren Lebensverlauf mit 
Armut in Berührung zu kommen. Wir wissen da-
bei auch, wenn wir jetzt nicht investieren oder 
eine umfassende Strategie der Armutsprävention 
aufsetzen, dann wird es später um ein Vielfaches 
teurer, mit den Armutsfolgen umzugehen. Von da-
her begrüßen wir die wachsende politische Unter-
stützung für die Kindergrundsicherung und setzen 
uns auch mit Nachdruck dafür ein, dass diese im 
nächsten Koalitionsvertrag verankert wird. Wir 
wollen mit der Kindergrundsicherung eine eigen-
ständige sozial gerechte Leistung schaffen, die be-
stehende kindbezogene Leistung bündelt und je-
dem Kind unbürokratisch und möglichst automa-
tisch einkommensabhängig zur Verfügung gestellt 
wird.  

Abgeordnete Tack (SPD): Meine Frage geht an 
Herrn Professor Groh-Samberg. Ein weiterer Be-
fund des Berichtes ist es, dass die Aufstiegschan-
cen aus den unteren Soziallagen auf niedrigem Ni-
veau verharren und eher noch sinken. Die unteren 
sozialen Lagen haben deutlich geringere Bildungs-, 
Teilhabe- und Lebenschancen als die oberen sozia-
len Lagen und können sich daraus offenbar nur sel-
ten befreien. Bei der Einschätzung der sozialen 
Lage fällt auf, dass überwiegend eine optimistische 
Sicht auf die eigene Zukunft besteht, die in der Ge-
sellschaft aber eher pessimistisch gesehen wird. 
Was bedeutet nach Ihrer Ansicht die Akzeptanz 
des Sozialstaates und welchen Handlungsbedarf 
leiten Sie daraus ab? 

Sachverständiger Professor Dr. Groh-Samberg: 
Das Ausmaß dieser Überschätzung in der Bevölke-
rung über das Ausmaß von Armut und Reichtum 
in Deutschland und auch wie das zugenommen 
hat, ist ein bemerkenswerter Befund. Ich glaube, 
es verweist auf das verbreitete Gefühl, dass die Ge-
sellschaft sich immer weiter auseinander bewegt 
und dass die Ungleichheiten immer weiter zuneh-
men. Herr Stockhausen hatte schon ein bisschen 
darauf hingewiesen, was Widersprüche erklären 
kann zwischen einer positiven Bewertung der ei-
genen Lage, dass man sich selbst der Mitte zuord-
net, die Gesellschaft aber sozusagen in einem Pro-
zess der Polarisierung sieht. Gerade bei den Ar-
men kommt dort hinzu, dass man sich nicht einer 
Stigmatisierung als Arme aussetzen möchte und 
sich deswegen der Mitte zuordnet. Das ist in der 
Armutsforschung ein lang bekannter Befund. Ich 
glaube, es kommt noch ein weiterer Punkt hinzu. 
Es ist für die Menschen in Deutschland immer 
schwieriger, ihre eigene Lebenssituation tatsäch-
lich im gesamtgesellschaftlichen Kontext zu be-
werten. Das hängt auch mit dem Punkt zusammen 
– Herr Stockhausen hatte das kurz erwähnt –, 
nämlich mit der Auseinanderentwicklung sozialer 
Lagen, die wir sehr deutlich sehen. Dies bedeutet 
auch, dass die Menschen sich immer weiter vonei-
nander entfernen und immer segregierter in ihrem 
eigenen Lebensmilieu und ihren Lebenswelten ge-
fangen sind. Deswegen fällt die Beurteilung des-
sen, wie es anderen sozialen Milieus geht, den 
Menschen offenbar immer schwerer. Das führt 
meines Erachtens auch zu diesen extremen Diskre-
panzen zwischen der objektiven Situation und 
den subjektiven Bewertungen.  

Abgeordneter Kapschack (SPD): Meine Frage geht 
an die AWO. In der Debatte über Altersarmut wird 
oft behauptet, die Zahl der Betroffenen sei gering, 
weil nur etwa drei Prozent nach Erreichen der Al-
tersgrenze Grundsicherung beziehen. Ist aus Ihrer 
Sicht der Grundsicherungsbezug ein zutreffendes 
Kriterium, um das Ausmaß an Altersarmut hinrei-
chend zu erfassen? 
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Sachverständiger Persau (AWO Bundesverband 
e.V.): Aus Sicht der AWO ist der Grundsiche-
rungsbezug nur begrenzt aussagekräftig, um Al-
tersarmut anzuzeigen. Insbesondere haben wir 
eine hohe Nichtinanspruchnahme bei der Grund-
sicherung im Alter und damit ein hohes Maß an 
verdeckter und verschämter Altersarmut. Viele 
Menschen nehmen aus Unwissenheit, Scham oder 
bürokratischen Hürden die zustehenden Leistun-
gen nicht in Anspruch. Wenn Sie sich die im Be-
richt ausgewiesene Armutsrisikoquote nach Alter 
anschauen, kommen Sie je nach Datenquelle bei 
den Befragten, die 65 oder älter sind, auf Werte 
zwischen 13,8 und 18,4 Prozent. Die Armutsrisi-
koquote liegt also deutlich über den Werten des 
Grundsicherungsbezugs. Und aus Sicht der AWO 
ist damit eine Verbreitung von Altersarmut realis-
tischer dargestellt. 

Abgeordnete Kolbe (SPD): Meine nächste Frage 
geht an Herrn Professor Groh-Samberg. Nutzen Sie 
doch gerne die verbleibende Zeit, um nochmal das 
Konzept der sozialen Lagen kurz zu erläutern. Sie 
erwähnen in Ihrer Stellungnahme sehr eindrück-
lich das Thema der gesellschaftlichen Solidarität. 
Könnten Sie das kurz erläutern, warum das so 
wichtig ist, wenn man die Schere zusammenkrie-
gen will? 

Sachverständiger Professor Dr. Groh-Samberg: 
Die Diskussion hat ja schon gezeigt, wenn wir ein-
zelne Indikatoren nehmen, die Armutsrisikoquote, 
die Erwerbstätigkeit, das Vermögen, die Wohnsitu-
ation, dann finden wir teilweise gegenläufige Ent-
wicklungen. Die Idee des Lagenkonzeptes ist ge-
nau, aus all diesen Indikatoren zusammengesetzt 
ein ganzheitliches Bild der Lebenswirklichkeit 
von Haushalten und Menschen zu zeichnen. 
Wenn wir das tun, sehen wir eben, wie weit diese 
sozialen Lagen der Menschen sich im Zeitverlauf 
auseinander bewegen und zwar wirklich in einem 
Ausmaß, das wir von einer tektonischen Verschie-
bung in der Schichtung und Struktur der Gesell-
schaft reden können. Das verbreitete Gefühl der 
Ungleichheit hat auch damit zu tun. Ich glaube, 
dass es großes Solidaritätspotential in der Gesell-
schaft gäbe, das zu verändern. Ich glaube aber, da-
für müssen ganz grundlegende Reformen greifen, 
damit wir diesen langfristigen Prozess tatsächlich 
auch langfristig wieder rückgängig machen kön-
nen. Das ist seit 50 Jahren nicht passiert. 

Vorsitzender Birkwald: Vielen herzlichen Dank. 
Damit sind wir am Ende der Befragungszeit der 
SPD-Fraktion und kommen zur Befragungsrunde 
der AfD-Fraktion, wo der Abgeordnete René 
Springer die erste Frage stellt. Bitte, Herr Springer. 

Abgeordneter Springer: Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. Meine erste Frage richtet sich an den 
Deutschen Caritasverband, an Frau Dr. Fix. Sie 
nehmen Bezug in Ihrer Stellungnahme auf die An-
träge der GRÜNEN und der LINKEN, wo es auch 

um die Besteuerung von Vermögen geht. Sie selbst 
schließen sich ja in Ihrer Stellungnahme dieser 
Forderung an – Punkt I, Punkt 6. Da wäre die 
Frage, inwiefern kann die Erhebung einer Vermö-
genssteuer dazu beitragen, Armut in Deutschland 
zu bekämpfen und welches konkrete Armutsprob-
lem kann dadurch bekämpft werden? Danke. 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Wir haben es ja damit zu tun, dass Ver-
mögen sich ganz unterschiedlich entwickeln. Die 
oberen Gruppen haben sehr, sehr viel Vermögen 
zur Verfügung, aber die armen Menschen haben 
nahezu überhaupt gar nichts. Hier stellt sich jetzt 
für mich die Frage der Umverteilung. Wir müssen 
ja auch schauen, wie wir mehr Geld ins System 
reinbekommen, dass wir insbesondere auch sozi-
ale Dienstleistungen, die stark dazu beitragen, Ar-
mut zu überwinden, besser fördern können. Das 
ist der Ansatzpunkt, warum wir uns für eine Ver-
mögenssteuer ausgesprochen haben. Ein weiterer 
Punkt, den man noch mit in den Blick nehmen 
müsste, ist auch die Frage von Wohneigentum und 
Vererbung. Wir sehen ja hier ganz klare Unter-
schiede – im Bericht werden die auch sehr schön 
herausgearbeitet – zwischen Ost- und West-
deutschland in der Frage der Erbschaft und der 
Weitergabe von Vermögen. Deswegen ist für mich 
ein ergänzender Punkt an der Stelle auch noch die 
Erbschaftssteuer, die man mit in den Blick neh-
men müsste. 

Abgeordneter Schneider (AfD): Meine Frage geht 
ebenfalls an die Caritas, Frau Dr. Fix. Jeder Fi-
nanzmathematiker wird Ihnen sagen, dass auch 
Pensionsansprüche ein Vermögen darstellen und 
bei Politikerpensionen – auch bei leitenden Ange-
stellten, höheren Beamten, aber erst recht auch bei 
pensionierten Sparkassenvorständen beispiels-
weise oder leitenden Angestellten des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks – sprechen wir durchaus 
über Millionenbeträge. Die spielen aber in den bis-
herigen Betrachtungen zur Vermögenssteuer ei-
gentlich keine Rolle. Finden Sie das richtig und 
meinen Sie, dass auch solche Arten von Vermögen 
in die Berechnung mit einbezogen werden sollten? 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Bei den Pensionen ist man aus meiner 
Sicht bei einem ganz anderen Thema, dass da in 
Betracht gezogen werden sollte. Das ist nämlich 
die Frage, wer mit in die Rentenversicherung rein 
muss und wie sozusagen die Rente finanziert wer-
den muss an dieser Stelle. Bei diesem Punkt sind 
wir als Deutsche Caritas ziemlich klar positioniert, 
in dem wir eigentlich eine Weiterentwicklung der 
Rentenversicherung hin zu einer Erwerbstätigen-
versicherung haben wollen. Auf diesem Weg wür-
den wir auch mehr Geld in die Kassen reinbekom-
men und eine bessere Umverteilung bekommen 
und dann würden wir auch etwas ganz Entschei-
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dendes tun gegen das Thema Altersarmut, das lei-
der im Armuts- und Reichtumsbericht ein biss-
chen wenig erwähnt wird, aber interessante Ergeb-
nisse insbesondere in den Tabellen hinten hat; 
denn da sieht man, wenn man sich die Armuts- 
und Reichtumsentwicklung bei den Rentnern und 
bei den Personen über 65 anschaut, dass zum Bei-
spiel das SOEP und die EVS zeigen, dass es ein 
überdurchschnittliches Risiko der Altersarmut 
gibt. Beim SOEP sehen die Daten ein bisschen an-
ders aus. Das ist sicherlich klärungsbedürftig. 
Aber wir haben es beim Thema der Altersarmut 
mit einem Thema zu tun, dass bedeutend ist und 
das wichtig ist und das angegangen wird. Da müs-
sen wir auf jeden Fall natürlich die Rentenversi-
cherung anschauen, aber uns über die Rentende-
batte hinaus auch nochmals Gedanken zur Verein-
barkeit von Familie, Pflege, Erwerbstätigkeit und 
dem Schließen von Lücken machen. Wenn wir 
diese Fragen alle mit in den Blick nehmen, glaube 
ich, sind wir bei der Verteilungsfrage mit den 
Rentnern an einem ganz anderen Punkt angekom-
men, nämlich wie wir es erreichen, dass Altersar-
mut in Deutschland wirkungsvoll bekämpft und 
gestoppt werden kann. 

Abgeordneter Springer (AfD): Die Frage geht eben-
falls noch einmal an Sie, Frau Dr. Fix. Im Antrag 
der Linksfraktion wird eine sanktionsfreie und ar-
mutsfeste Mindestsicherung in Höhe von 
1.200,00 Euro gefordert. Verstehen Sie das auch 
so, dass diese Zahlung im Grunde dann bedin-
gungslos erfolgt und wie ist das mit dem Lohnab-
standsgebot in Einklang zu bringen und werden 
sich dadurch nicht auch viele aktiv Erwerbstätige 
aus der Erwerbstätigkeit zurückziehen? Wie wür-
den Sie das bewerten? 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Ich denke, man kann den Antrag so le-
sen, dass es schlussendlich der Linken darum 
geht, hier so etwas wie ein bedingungsloses 
Grundeinkommen einzuführen. Das wäre jetzt ein 
Schritt, den wir in der Caritas nicht gehen wür-
den. Es ist allerdings in dem Antrag ja auch ein 
Schrittkonzept mit enthalten, das beinhaltet, dass 
die Regelbedarfe weiterentwickelt werden müssen 
und dass man sozusagen zu einer Grundsicherung 
kommt, die nicht so stark auf Kante genäht ist und 
die es wirklich den Menschen erlaubt, ein Leben 
mit stärkerer Teilhabe leben zu können. Das wäre 
ein Ansatz, den würden wir an der Stelle auf je-
den Fall verfolgen. Bedingungsloses Grundein-
kommen ist ein Thema, das natürlich emotional 
sehr hoch beladen ist. Für mich stellt sich beim 
bedingungslosen Grundeinkommen gar nicht so 
sehr die Frage, arbeitet jemand oder arbeitet je-
mand nicht, sondern wie das Ganze finanziert 
wird und vor allem was dann an Geld noch übrig 
bleibt für wichtige soziale Dienstleistungen, die 
die Menschen auch brauchen, um Armut zu über-
winden; denn ich hatte vorhin schon gesagt, es 

geht bei der Armutsüberwindung ja nicht nur um 
Einkommen und Geld, das vorhanden ist, sondern 
viele Menschen brauchen einfach auch Unterstüt-
zung durch soziale Dienstleistungen. Ich denke 
zum Beispiel auch an Menschen mit Behinderung. 
Das wäre für mich eigentlich das größere Problem, 
dass bei einer Einführung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens nicht mehr genügend materi-
elle Mittel vorhanden sind, die für solche Dienst-
leistungen zum Einsatz gebracht werden können. 

Abgeordneter Schneider (AfD): Meine Frage geht 
an den DGB, an Frau Empen. Sie führen aus, dass 
die Niedrigzinspolitik der EZB einen erheblichen 
Beitrag zur ja wirtschaftlichen Gesundung vor al-
len Dingen der südeuropäischen Länder leisten 
wird. Jetzt ist es so, dass diese Länder 2019 relativ 
desaströse Wirtschaftsdaten aufwiesen, hohe 
Staatsverschuldung, hohe Arbeitslosigkeit, obwohl 
wir schon seit 2008 so eine Niedrigzinspolitik ha-
ben. Wenn die also seit 2008 bis 2019 nicht gehol-
fen hat, warum soll die uns plötzlich eigentlich 
helfen? Danke. 

Sachverständige Empen (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Wir würden behaupten, dass die 
Niedrigzinspolitik bis jetzt schon gewirkt hat und 
dass es einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung 
der Währungsunion hatte. Deswegen haben wir 
diese positive Positionierung in der Stellung-
nahme getätigt. 

Abgeordneter Springer (AfD): Da würde ich doch 
direkt anknüpfen an die Antwort. Auch nochmals 
an Sie, Frau Empen. Sie sprechen doch in Ihrem 
Papier von einer raschen wirtschaftlichen Erho-
lung, die durch die EZB-Politik möglich war. Wie 
quantifizieren Sie diese rasche, wirtschaftliche Er-
holung, wenn wir sehen, dass die Staatsverschul-
dung, insbesondere in Italien, Griechenland und 
auch Frankreich, deutlich angestiegen ist und 
auch die Arbeitslosigkeit dort ja auf einem hohen 
Niveau sich befindet? 

Sachverständige Empen (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Ich befürchte, ich kann in Einzelhei-
ten die Frage nicht beantworten. Ich bitte um Ent-
schuldigung. Ich bin aus der Abteilung Arbeits-
marktpolitik beim DGB und kann mich zu den 
ganzen volkswirtschaftlichen, wirtschaftspoliti-
schen Themen auf EU-Ebene, glaube ich, nicht in 
der Tiefe, die sie erfordern, äußern. Es tut mir leid. 

Abgeordneter Schneider (AfD): Dann nochmals 
eine Frage an Frau Dr. Fix. Ich nehme Bezug zur 
Princeton-Studie von 2019, die festgestellt hat, 
dass hohe Sozialleistungen durchaus ein Pull-Fak-
tor sind. Sehen Sie das auch so, dass also hohe So-
zialleistungen, wie wir sie zahlen und sie dann ja 
noch in höherem Maße zahlen würden, wenn die 
Forderungen von LINKEN und GRÜNEN umge-
setzt werden, dass die tatsächlich in Richtung 
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Nordafrika einen weiteren Pull-Faktor für eine 
weitere Zuwanderung darstellen? 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Ich hatte ja gerade vorhin schon ange-
deutet, dass ich beim Thema Regelsatzweiterent-
wicklung durchaus Handlungsbedarf sehe, aber in 
eine andere Richtung als es gerade Ihre Frage an-
deutet. Es geht hier um das Existenzminimum, das 
gesichert werden muss. Und aus meiner Sicht ist 
das Existenzminimum im Moment sehr stark auf 
Kante genäht. Es ist problematisch, Teilhabe an 
der Gesellschaft, mit den Beträgen die da zur Ver-
fügung stehen, zu erhalten und das ist für mich 
auch der Punkt, weswegen ich sage, es muss zu ei-
ner Weiterentwicklung an der Stelle kommen der 
materiellen Leistung und es muss auch zu einer 
Weiterentwicklung der Leistungen im Bildungs- 
und Teilhabebereich kommen. Denn da haben wir 
Defizite und da haben wir auch Defizite für die 
Gruppen, die sie hier gerade angesprochen haben, 
die im Land sind, dass Kinder von Asylbewerber-
leistungen zu wenig Zugang zu Bildungs- und 
Teilhabeleistungen erhalten und das sind für mich 
eigentlich die Punkte. Aber unter dem Stichpunkt 
Sicherung eines Existenzminimums, weswegen 
ich hier absolut dringenden Handlungsbedarf sehe 
und auch der Auffassung bin, dass das Asylbewer-
berleistungsgesetz abgeschafft gehört. Wir brau-
chen eine einheitliche Leistung für alle Menschen, 
eine Existenzsicherungsleistung, die allen zur Ver-
fügung steht und die ein Leben in Würde in unse-
rer Gesellschaft ermöglicht.  

Vorsitzender Birkwald: Damit sind wir am Ende 
der Befragungsrunde der AfD-Fraktion und kom-
men zur Befragungsrunde der FDP-Fraktion. Dort 
wird die erste und vermutlich auch alle weiteren 
Fragen gestellt von dem Abgeordneten Kollegen 
Carl-Julius Cronenberg.  

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Meine erste 
Frage geht an Professor Cremer. Sie schreiben in 
Ihrer Stellungnahme, dass im Armuts- und Reich-
tumsbericht ganz normale Phasen bürgerlicher Bi-
ografien in der Prekarität kategorisiert werden. 
Könnten Sie das bitte anhand der Dimension Er-
werbssituation oder Wohnungslage erläutern? 

Sachverständiger Professor Dr. Cremer: Ich be-
ziehe mich auf die Kritik im Antrag der Fraktion 
DIE LINKE. an dem Konzept sozialer Lagen von 
Herrn Groh-Samberg und Kollegen. Dort wird die 
Position vertreten, die von Herrn Groh-Samberg 
kategorisierte Lage der Prekarität gehörte eigent-
lich zur Armut. Damit wird der Begriff der Armut 
deutlich ausgeweitet. Und gegen diese Sichtweise 
habe ich mich gewendet. Der Ansatz von Herrn 
Groh-Samberg ist, multidimensionale soziale La-
gen zu erfassen, dazu werden ergänzend zum Ein-
kommen auch die Wohnsituation, die Erwerbssi-
tuation und die Vermögenslage erfasst. Ich finde, 
es ist ein Fortschritt, dass wir das versuchen, mein 

Problem bezieht sich auf die Konstruktion der ein-
zelnen Indikatoren. Man wohnt, so der Indikator, 
sehr beengt, wenn man weniger als zwei Drittel 
der mittleren Wohnfläche hat. In Gemeinden bis 
5000 Einwohner beträgt die Medianwohnfläche 
für einen Zweipersonenhaushalt 120 m², ein Paar 
lebt also „sehr beengt“, wenn es weniger als 80 m² 
bewohnt. Aber wir werden keine Wohnungspoli-
tik machen, wo wir den Bau von Wohnungen mit 
etwas weniger als 80 m² einschränken, weil man 
dort als Paar nur „sehr beengt“ wohnt. , Sehr rasch 
wird in der Armutsdiskussion aus einem statisti-
schen Messwert eine sozialpolitische Norm. Und 
ich habe auch Probleme mit dem Indikator der Er-
werbslage. Ein Paar, beide im Mindestlohn, ist “er-
werbsreich“. Ein Akademikerpaar in befristeter 
Beschäftigung arbeitet dagegen „prekär.“ Ich finde, 
wir sollten vor dem nächsten Armuts- und Reich-
tumsbericht dringend reden, wie wir soziale Lagen 
erfassen, so dass sie eben auch geeignet sind, poli-
tischen Handlungsbedarf zu erfassen. Ich finde es 
ist kein Problem, wenn man zum Beispiel im Stu-
dium weniger hat als die 1200 Euro und damit we-
niger als die Armutsrisikoschwelle hat oder wenn 
man eben eine Zeitlang befristet arbeitet nach dem 
Studium. Das sind normale Phasen der Biografie. 

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Auch die zweite 
Frage geht an Herrn Professor Cremer. Sie betonen 
die Wichtigkeit der Befähigungsgerechtigkeit ne-
ben der Verteilungsgerechtigkeit. Was ist aus Ihrer 
Sicht zur Erreichung einer größeren Befähigungs-
gerechtigkeit besonders in den Blick zu nehmen? 

Sachverständiger Professor Dr. Cremer: Wir ha-
ben ja über die Bedeutung der sozialen Infrastruk-
tur gesprochen. Das finde ich einen Punkt, der 
sehr zentral ist und ich würde mir sogar im nächs-
ten Armuts- und Reichtumsbericht einen erweiter-
ten Blick wünschen. Ein wichtiger Grund für die 
Verfestigung von Armut ist Bildungsbenachteili-
gung. Und die gesamte bürgerliche Mitte hält das 
natürlich für ungerecht. Wenn es aber darum geht, 
Mittel stärker in Brennpunktschulen zu konzent-
rieren, dann ist die Begeisterung dazu eher verhal-
ten. Wir haben ein großes Maß an sozialen Dienst-
leistungen. Herr Promberger hat darauf hingewie-
sen, diese würden von armen Menschen auch ge-
nutzt. Aber wir sehen eben trotzdem ein enormes 
Präventionsdilemma, verschiedene familienpoliti-
sche Dienste erreichen gerade diejenigen nicht, 
die am dringendsten auf sie angewiesen sind. Und 
wir haben enorme Kooperationsprobleme zwi-
schen den Sicherungssystemen. Es wäre beispiels-
weise sehr sinnvoll, SozialarbeiterInnen in Kin-
derarztpraxen in sozialen Brennpunkten einzuset-
zen, das ist aber aufgrund der Finanzierungslogi-
ken der Sicherungssysteme blockiert. Wenn wir 
weiterkommen wollen, dann müssen wir meines 
Erachtens die präventive und befähigende Kapazi-
tät unseres Sozialstaats deutlich ausbauen, das 
wäre ein wunderbares Reformprojekt für die 
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nächste Legislaturperiode. Da geht’s nicht nur um 
Geld, da geht es um Wirksamkeit des Sozialstaats. 

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Auch die dritte 
Frage geht an Professor Cremer. Sie problematisie-
ren die Diskreditierung von Transferleistungen 
wie der Grundsicherung. Welchen Einfluss hat 
dies auf die verdeckte Armut und was sollte hier 
in der politischen Kommunikation bedacht wer-
den. 

Sachverständiger Professor Dr. Cremer: Ich finde, 
es sollte Anspruch sein, dass der Sozialstaat die 
Leistungen, die er zusichert, auch umsetzt. Wir 
haben ein hohes Maß an verdeckter Armut, das ge-
naue Ausmaß können wir nur schätzen. Es wäre 
zum Beispiel schon mal ein Gewinn, wenn wir bei 
den Indikatoren des Armuts- und Reichtumsbe-
richts auch den Anteil der Menschen mit 40 oder 
50 Prozent des Medianeinkommens erfassen wür-
den, wie das am Anfang der Armuts- und Reich-
tumsberichte gemacht wurde, dann würden wir 
auch verdeckte Armut sehen können. Ich finde es 
falsch, dass die Grundsicherung diskreditiert 
wird, sie sei würdelos, so als könne eine Leistung, 
auf die es einen verfassungsrechtlichen Anspruch 
gibt, willkürlich gewährt oder verweigert werden. 
Das kann Menschen sogar davon abhalten, Grund-
sicherungsleistungen zu beantragen. Mein 
Wunsch wäre, dass Menschen im Rentenalter in 
Bürgerbüros zu Rente und ergänzenden Grundsi-
cherungsleistungen beraten werden und möglich-
erweise dies sogar gemeinsam beschieden wird. 
Auch kann man sich Begleitreformen vorstellen, 
wie eine etwas höhere Grenze für die Vermö-
gensanrechnung bei der Grundsicherung im Alter. 
Wenn wir Reformen gegen verdeckte Armut 
durchführen, werden wir nicht drei Prozent 
Grundsicherungsempfänger im Alter haben, son-
dern vielleicht fünf oder sechs Prozent. Dann ist 
das große Risiko für die Sozialpolitik, dass dieser 
Anstieg der Grundsicherungsempfänger wieder 
skandalisiert wird als Anstieg der Armut. Es wäre 
aber der Effekt, dass der Sozialstaat wirksamer 
wird und er die Leistungszusagen, die er gegeben 
hat, auch wirklich durchsetzt. 

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Die nächste 
Frage geht an Herrn Dr. Stockhausen. Sie beschrei-
ben die Nachteile eines zusammengefassten Indi-
kators zur Beschreibung sozialer Lagen. Bitte er-
läutern sie die Nachteile, vielleicht anhand eines 
Beispiels, die daraus bei der Identifizierung von 
zielgerichteten Maßnahmen zur Prävention von 
prekären Lagen bestehen. Und wie könnte ein zu-
künftiger Bericht dem begegnen?  

Sachverständiger Dr. Stockhausen: Man muss 
vorab dazu sagen, dass in dem, was Herr Groh-
Samberg zum Indikator schreibt, immer gesagt 
wird, dass er für sich genommen nicht alleine ste-
hen sollte, sondern immer im Lichte der anderen 
einzelnen Indikatoren gesehen werden muss. 

Auch er sieht dieses Problem, wenn es darum 
geht, Stellschrauben in der Sozialpolitik zu fin-
den, durch die man letztendlich Verbesserungen 
erzielen kann und sie nur so identifizierbar sind. 
Auf der anderen Seite ist der andere, positive As-
pekt die Kumulierung von Nachteilen, die mög-
licherweise stattfindet bzw. die gegenseitige Kom-
pensation. Meine Kritik, die ich auch in der Stel-
lungnahme geäußert habe, zielt auf die Vermö-
gensdimension, wo er auch selber eine sehr große 
Schwäche sieht. Einerseits werden Schulden und 
die Verbesserung der Verschuldungs- und Über-
schuldungsituation nicht komplett abgebildet – ei-
gentlich gar nicht – oder man rückt in den Bereich 
von Null, was auch erstmal ein Anstieg von Ver-
mögenslosen und ein schlechtes Ergebnis wäre, so 
dass an der Stelle noch Potential bestünde, diesen 
Indikator zu verbessern oder über einen anderen 
Proxy nachzudenken an der Stelle, wo dann auch 
verfügbare Daten vorliegen. 

Vorsitzender Birkwald: Damit sind wir am Ende 
der Befragungsrunde der FDP-Fraktion und kom-
men zur Befragungsrunde der Fraktion DIE LINKE. 
Dort stellt die erste Frage die Kollegin Katja Kip-
ping.  

Sachverständige Kipping (DIE LINKE.): Der aktu-
elle Armuts- und Reichtumsberichts liefert sehr 
viele beeindruckende Erkenntnisse, auch die Er-
kenntnis, dass Armut nicht nur eine rein statisti-
sche Größe ist, sondern auch ganz konkrete Aus-
wirkungen hat. Die sind dann einzeln herausgear-
beitet, was Vereinsamung anbelangt, eine stärkere 
Belastung von Lärm und Umweltverschmutzung, 
zum Zugang zur Bildung, aber auch am prägnan-
testen, dass Armut auch bedeutet, dass das Leben 
deutlich kürzer ausfällt – bei Männern um 8,4 Jah-
ren. Nun hat offensichtlich ein Ringen begonnen 
um die Interpretation, ob man aus diesem Bericht 
heraus politisch nochmal nachsteuern muss oder 
ob alles in Butter ist. Zu diesem öffentlichen Rin-
gen um die Interpretation gehört auch folgende 
Stellungnahme der BDA, die sagt, man könne den 
Armuts- und Reichtumsbericht in einen Fairness- 
und Fortschrittsbericht umbenennen. Von daher 
frage ich Herrn Rock vom Paritätischen Wohl-
fahrtsverband: Würden Sie den Armuts- und 
Reichtumsbericht auch so umbenennen wollen 
und wenn nein, warum nicht? 

Sachverständiger Dr. Rock (Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V.): 
Der Fortschritts- und Fairnessbericht wäre doch 
eine grobe Irreführung nach alldem, was wir jetzt 
auch gehört haben. Ich finde es ganz wichtig, was 
Sie betont haben, dass wir nicht nur über Statisti-
ken reden dürfen, sondern dass wir die Auswir-
kung für die Menschen in den Blick nehmen müs-
sen. Wer arm ist, muss früher sterben. Wer arm ist, 
beispielsweise im Alter, der bezieht eine niedri-
gere Rente über eine kürzere Zeit, das hat alles 
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handfeste Auswirkungen auf das Leben der Men-
schen. Das müssen wir uns hier immer wieder be-
wusst machen. Der Bericht sagt klar: die Mitte 
schrumpft, weil die Armut von unten zunimmt, 
weil sie sich verfestigt und gleichzeitig wächst der 
Reichtum erheblich. Das ist eine Zangenbewe-
gung, die wir stoppen müssen. Wir sehen aber 
nicht, wo das gerade stattfindet. Wir haben immer 
mehr Menschen im Alter, für die bedeutet Armut 
nichts anderes als lebenslänglich. Wir haben die 
Kinderarmut, die für viele Kinder erst dann endet, 
wenn sie erwachsen werden, aber nicht weil sie 
aus der Armut rauskommen, sondern weil sie 
dann als Erwachsene gezählt werden. Das ist mir 
hier aber in dieser ganzen Diskussion auch noch-
mal besonders wichtig. Auch das Ausmaß der Ar-
mut und seine sozialen Folgen, die werden immer 
wieder unterschätzt. Wir messen Armut immer 
mit dem Median. Der Median läuft völlig leer in 
dem Punkt, wenn die, die unter der Mitte sind, 
verlieren und die, die über der Mitte sind immer 
mehr Einkommen zusätzlich gewinnen. Wenn Bill 
Gates jetzt in dieser Runde, in der wir uns zusam-
mengefunden haben, zu uns stoßen würde, dann 
würden die Durchschnittseinkommen der Runde 
sich erheblich verändern, der Median bliebe na-
hezu da, wo er ist. Wir haben gerade eine Scheren-
entwicklung. Wir haben das an verschiedenen 
Stellen auch gehört, auch von Herrn Promberger. 
Wenn man dann die Armutslücke mit in Betracht 
nimmt und sieht, dass immer mehr Menschen im-
mer weiter unterhalb der Armutsschwelle liegen, 
dann muss einen das wirklich besorgt machen. 
Fast ein Viertel beträgt diese Armutslücke, das 
heißt über 200 Euro liegen durchschnittliche Be-
zieher unter der Armutsschwelle. Das Ausmaß an 
verdeckter Armut muss einen auch dazu aufrufen, 
zu fragen, was denn mit den sozialpolitischen 
Leistungen ist und warum die so wenig in An-
spruch genommen werden? Der Bericht zeigt 
auch, dass die Menschen ein sehr klares Bild da-
von haben. Denn was bei der subjektiven Befra-
gung abgerufen wurde, das muss uns doch allen 
Sorgen machen. 80 Prozent der Menschen sagen, 
die soziale Entwicklung habe sich in den vergan-
genen Jahren auseinander entwickelt und 80 Pro-
zent erwarten das auch für die nächsten fünf 
Jahre. Das muss doch die Politik zum Handeln 
aufrufen. Was sollte denn sonst noch notwendig 
sein? 

Abgeordnete Zimmermann (Zwickau) (DIE 
LINKE.): Ich habe ebenfalls eine Frage an Herrn 
Dr. Rock vom Paritätischen Wohlfahrtsverband. 
Der Bericht behandelt das Thema Armut auf 500 
Seiten. Dennoch findet die Perspektive armutsbe-
troffener Menschen kaum Berücksichtigung. Wie 
können wir das zukünftig ändern?  

Sachverständiger Dr. Rock (Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V.): 
Dass im Bericht viel über die Armut geschrieben 

wurde, aber die Betroffenen nicht zu Wort kom-
men, das ist ein echtes Defizit. Es war eines der 
Erkenntnisse des Fünften Armuts- und Reichtums-
berichts. Das ist ein wiederholter Mangel, dass die 
Interessen gerade von Armut betroffener Men-
schen im politischen Betrieb viel zu wenig berück-
sichtigt werden. Im letzten Armuts- und Reich-
tumsbericht waren noch zwei Seiten Bericht von 
einem Armutsbetroffenentreffen enthalten. Selbst 
das hat man gestrichen und Armutsbetroffene 
kommen gar nicht mehr zu Wort. Das kann doch 
nur als Signal genommen werden, dass die Be-
funde des Fünften Armuts- und Reichtumsbe-
richts zur mangelnden Berücksichtigung Armer in 
diesem Punkt zusätzlich bestätigt werden. Das 
kann man ändern. Der Paritätische hat selbst vor-
letzte Woche einen großen Armutskongress ge-
macht und hat 100 Notebooks im ganzen Bundes-
gebiet verteilt. Wir haben versucht, Menschen zu 
beteiligen mit Kursen, und das haben wir auch ge-
schafft. Über 500 Menschen waren da gewesen 
und haben ganz berührende Berichte gegeben. 
Man muss sagen, das sind immer noch die besten 
Betroffenen in eigener Sache und das ist doch die 
Expertise, die uns dann auch am wertvollsten sein 
muss. Das heißt, wir können politische Teilhabe 
organisieren, wenn wir es nur wollen. Da können 
die Wohlfahrtsverbände auch helfen. Der Landes-
bericht Nordrhein-Westfalen macht das beispiel-
haft vor. Da wird ein großer Teil aus Betroffenen-
perspektive beschrieben. Das heißt, man kann das 
alles ändern und mehr Beteiligung schaffen, wenn 
man da tatsächlich in dieser Richtung anpackt. 

Abgeordnete Kipping (DIE LINKE.): Jetzt gibt es 
eine Begleitstudie vom DIW zu den Hochvermö-
genden, die andeutet, dass die Ungleichverteilung 
noch viel größer ist als bisher angenommen. Dazu 
hat auch Ihr Verband sehr viel unternommen und 
immer wieder darauf hingewiesen, was jetzt an-
steht nach der Corona-Krise, nochmal alles sozial 
auszugleichen. Wie bewerten Sie die Erkenntnisse 
auch zur Finanzierung der Pandemiekosten? 

Sachverständiger Dr. Rock (Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V.): 
Bisher hat der Armuts- und Reichtumsbericht den 
Titel als Reichtumsbericht gar nicht verdient ge-
habt. Da ist es wirklich ein Quantensprung, was 
dort an neuen Erkenntnissen da ist. Man muss sa-
gen, wenn die Vermögenshälfte über 99,5 Prozent 
der Vermögen auf sich vereinigt, dann zeigt das, 
dass viel zu wenig Umverteilung stattfindet. Das 
sind auch Vermögen, die häufig wieder dazu füh-
ren, dass weitere Vermögen oben an der Spitze ge-
bildet werden. In Berlin läuft die Kampagne 
„Deutsche Wohnen & Co enteignen“. Was wir bis-
her noch haben ist doch, dass eine ganze Menge 
Mieterinnen und Mieter tatsächlich enteignet wer-
den durch viel zu hohe Mieten und dass dies zu 
einer steigenden Vermögenskonzentration führt. 
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Das heißt, wenn wir gerade an die Folgen der Pan-
demiekosten denken, das muss irgendjemand be-
zahlen. Das können nur die machen, die beson-
ders leistungsstark sind. Wir sehen bei dieser Ver-
mögenskonzentration, die wir jetzt haben, das da 
eine ganze Menge zu holen ist, ohne dass sich ir-
gendjemand einschränken muss. Die Instrumente 
sind alle bekannt. Was wir brauchen, ist jetzt der 
politische Wille, das umzusetzen. 

Vorsitzender Birkwald: Damit ist die Fragerunde 
der Fraktion DIE LINKE. beendet und wir kommen 
zur Runde der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Da fragt der Kollege Dr. Strengmann-Kuhn, 
Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Meine erste Frage geht an Frau 
Dr. Becker. Nach dem Armutsbericht ist ja vor 
dem Armutsbericht. Deswegen ist es ganz gut, 
nochmal auf Schwächen des jetzigen Berichtes 
hinzuweisen. Wo sehen Sie denn grundsätzliche 
Kritik oder Schwächen an dem jetzigen Armuts- 
und Reichtumsbericht? 

Sachverständige Dr. Becker: Ich möchte vorab be-
tonen, der Bericht liefert wieder einmal einen 
enormen Fundus an wirklich sehr interessanten 
und hochrelevanten Indikatoren – also „Chapeau“. 
Da ist viel geleistet, viel zusammengetragen wor-
den. Aber ein paar Dinge haben mich schon sehr 
gewundert bzw. würde ich anregen für die Weiter-
entwicklung des Berichts. Zunächst habe ich eine 
konkrete Zielbestimmung vermisst. Es war am An-
fang der Armuts- und Reichtumsberichterstattung 
wesentlich klarer, was die Bundesregierung als 
Leitlinien hat, nämlich die Bekämpfung von sozia-
ler Ausgrenzung und Armut, die Ermöglichung 
von Teilhabe für alle Menschen in dieser Gesell-
schaft. Das erfolgt jetzt nur noch indirekt über 
Nachhaltigkeitsindikatoren. Das finde ich ein biss-
chen knapp. Die Beziehungen zwischen den ver-
schiedenen Nachhaltigkeitsindikatoren – die ent-
sprechenden Ziele haben wir ja aus internationa-
len Verpflichtungen übernommen –, die sind auch 
recht einseitig dargestellt. Es wird verwiesen, dass 
ja die von Armut betroffenen Menschen sehr viel 
stärker unter den Klimafolgen leiden. Aber es 
bleibt unerwähnt, dass wegen des mit zunehmen-
dem Einkommen und Vermögen steigenden ökolo-
gischen Fußabdrucks ja auch Reichtum unter um-
weltpolitischen Aspekten relevant ist. Das wollte 
ich zu den Zielen anmerken. Für mich ist die zu-
nehmende Komplexität des Berichts eine gewisse 
Schwierigkeit. Für mich wird es immer schwieri-
ger, Zusammenhänge zu erkennen, Parallelen zu 
erkennen. Es werden immer mehr Themenkom-
plexe aufgenommen, was ja teilweise vorteilhaft 
ist, aber wo ich irgendwie denke, da sind wir an 
den Grenzen dieses Berichtssystems, wenn es 
noch ein Armuts- und Reichtumsbericht sein soll. 
Meines Erachtens könnte man zum Beispiel die 

Ergebnisse zu der subjektiven Wahrnehmung und 
zu den Sichtweisen – ohne deren Relevanz oder 
deren interessante Aussagekraft schmälern zu wol-
len – auslagern, vielleicht im Bericht nur auf die 
entsprechenden Studien verweisen, vielleicht ei-
nen Begleitbericht machen. Aber so etwas bläht 
auf und es wird immer schwieriger, dann alles zu 
durchschauen. Zwei Dinge habe ich vermisst: 
Zum einen, dass zentrale Kernindikatoren eigent-
lich überhaupt nicht mehr thematisiert werden, 
überhaupt nicht mehr im Berichtsteil besprochen 
werden. Zum Beispiel haben wir ja gerade bei den 
Arbeitslosen eine enorme Zunahme der Armutsri-
sikoquote von etwa einem Drittel in 1995 auf jetzt 
70 Prozent in 2017. Das wird mit keinem Wort er-
wähnt. Zudem ist auch diese sogenannte Reduk-
tion der Armutsquote durch Sozialtransfers bei 
den Arbeitslosen massiv zurückgegangen, von 
40 Prozent auf 20 Prozent – sie hat sich also hal-
biert. Das sind auffällige Entwicklungen, die wer-
den nicht mehr angesprochen. Das ist vielleicht 
der zunehmenden Komplexität geschuldet, aber 
da sieht man, man sollte das Themenspektrum des 
Berichts nicht zu sehr ausufern lassen. Hinter die-
sen Entwicklungen bei dem Armutsrisiko von Ar-
beitslosen stehen natürlich verschiedene Ursa-
chen. Die könnten thematisiert und besprochen 
werden. Das habe ich vermisst. Ganz besonders 
habe ich vermisst – mit Blick auf Reichtum – die 
integrierte Analyse von Einkommen und Vermö-
gen. Das hatten wir mal in früheren Berichten, 
und ich halte das unter dem Aspekt von Reichtum 
für dringend erforderlich, dass wir eine zweidi-
mensionale Betrachtung der Ressourcenverteilung 
haben, wobei es meines Erachtens auch sehr wich-
tig wäre, die Vermögen nach Vermögensarten zu 
differenzieren. Es wurde schon mal angesprochen, 
dass es ein Unterschied ist, ob ein Selbständiger 
als einziges Vermögen sein Betriebsvermögen hat 
– der Handwerker – oder ob ein gut situierter Be-
amter noch ein riesiges finanzielles Polster hat. 
Das sind Unterschiede bei der Beurteilung der 
Vermögensverteilung. Da sollte – finde ich – viel 
mehr vertieft werden. Das sind so die vier Punkte, 
die ich anzumerken habe. 

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das waren, glaube ich, ganz 
wichtige Anmerkungen auch für die weitere Ar-
beit und auch für die Interpretation des jetzigen 
Armuts- und Reichtumsberichts. Was ja auch wie-
der einmal fehlt, ist der ganze Komplex verdeckte 
Armut, obwohl es ja durchaus möglich ist, das zu-
mindest abzuschätzen. Genau messen, kann man 
es nicht, aber man kann das abschätzen. Was sa-
gen Sie zu dem Fehlen von verdeckter Armut als 
Thema in dem Armuts- und Reichtumsbericht? 

Sachverständige Dr. Becker: Dass die verdeckte 
Armut mit keinem Wort erwähnt wird, finde ich 
auch ein Manko. Es wird auf die positive Entwick-
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lung bei der Zahl der Grundsicherungsbeziehen-
den verwiesen und das als sehr positive Entwick-
lung, als Erfolg der Politik dargestellt. Aber dass 
diese Grundsicherungsquote oder Mindestsiche-
rungsquote nur eine sehr begrenzte Aussagefähig-
keit hat, wird im Prinzip verschwiegen. Wir wis-
sen zwar nicht genau, wie hoch die verdeckte Ar-
mut ist. Aber wir wissen, dass dieses Problem ein 
erhebliches Ausmaß hat. Alle vorliegenden Unter-
suchungen kommen auf Ergebnisse zwischen 30 
und 60 Prozent aller Berechtigten, die ihre An-
sprüche nicht wahrnehmen. Wir wissen von einer 
neuen Studie von Professor Haan vom DIW und 
seinem Team, dass gerade bei den älteren Men-
schen, also bei der Grundsicherung im Alter, die 
Nichtinanspruchnahmequote – auf der Basis ver-
schiedener Modellspezifikationen – bei 60 Prozent 
liegt. Das ist alarmierend und deswegen ist die 
einfache Interpretation der Grundsicherungsquote 
oder der Mindestsicherungsquote meines Erach-
tens nicht hinreichend. 

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Vielen Dank. Noch einmal eine 
Frage an Frau Dr. Irene Becker. Stattdessen taucht 
jetzt ein Indikator für materielle Deprivation häu-
figer in dem Bericht auf. Wie würden Sie diesen 
Indikator denn bewerten? 

Sachverständige Dr. Becker: Die materielle Depri-
vation kennzeichnet das Fehlen von bestimmten 
Gütern oder Aktivitäten. Da werden den Befragten 
zum Beispiel beim EU-SILC, worauf sich der Ar-
muts- und Reichtumsbericht bezieht, neun Items 
vorgegeben, und dann sollen sie sagen, was bei 
ihnen aus finanziellen Gründen fehlt. Diese Item-
Liste wird ja über die Zeit konstant gehalten. Das 
heißt, es handelt sich eigentlich um einen Indika-
tor absoluter Armut, er ist also unter den Aspekten 
relativer Armut und Teilhabe in dieser Gesell-
schaft eigentlich nicht zu interpretieren. Ich halte 
die Aussagefähigkeit dieses Deprivationsindexes 
für sehr begrenzt. Nicht nur, weil die Items-Liste 
problematisch ist, sie enthält zum Beispiel das 
Fehlen einer Waschmaschine, Fehlen eines Tele-
fons, Fehlen eines Farbfernsehers. Das sind Stan-
dards heutzutage. Das hat mit Armutsmessung 
nichts mehr zu tun. Außerdem ist die Zahl der 
Items, die dann Deprivation begründen soll, ziem-
lich willkürlich. 

Vorsitzender Birkwald: Vielen Dank, Frau Dr. Be-
cker. Die restlichen 20 Sekunden hängen wir an 
die nunmehr beginnende freie Runde dran, weil 
die Befragungsrunde der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN damit beendet ist. Wir kommen 
jetzt zur freien Runde zu dem übrigens 555 Seiten 
dicken Armuts- und Reichtumsbericht. In der 
freien Runde wird die erste Frage gestellt für die 
CDU/CSU-Fraktion vom Kollegen Professor 
Dr. Matthias Zimmer. 

Abgeordneter Professor Dr. Zimmer (CDU/CSU): 
Herzlichen Dank. Meine Frage geht an Profes-
sor Cremer. Halten Sie den Verdacht für plausibel, 
dass Armut oder die Skandalisierung derselben 
von Interessengruppen instrumentalisiert wird aus 
institutionellen Selbsterhaltungsinteressen, die 
Abschaffung von Armut mithin überhaupt nicht 
mit dem Geschäftsinteresse vereinbar sein könnte? 

Sachverständiger Professor Dr. Cremer: Also, Kol-
lege Zimmer, jede Institution hat Interessen des 
Selbsterhalts. Das betrifft alle. Ja und da ist natür-
lich die freie Wohlfahrtspflege und sind die Sozi-
alverbände nicht heiliger als die Parteien oder die 
BDA. Armut ist ein ernsthaftes Problem. Ich setze 
mich dafür ein, dass wir nach Definitionen und 
Indikatoren für Armut suchen, bei denen wir Fort-
schritt in der Bekämpfung von Armut auch fest-
stellen können. Dazu finde ich, brauchen wir ne-
ben relativen Größen auch absolute Größen. Ich 
finde es einen Fortschritt, dass bestimmte Stan-
dards, die vor 30 oder 50 Jahren für arme Haus-
halte nicht galten, zum Beispiel eine gute sanitäre 
Ausstattung von Wohnungen, heute für alle gege-
ben sind. Das sollte man, bitte, als Fortschritt auch 
wahrnehmen. Wir brauchen also eine Armutsdis-
kussion, bei der Empathie, Nüchternheit und Fak-
tentreue zusammengeht. Natürlich störe ich mich 
manchmal auch an Äußerungen, die so tun, als sei 
dieses Land im ständigen Niedergang und eigent-
lich wäre es besser, ich sag mal, nach Afghanistan 
auszuwandern. Diese Art von Rhetorik nützt den 
Armen nichts. Wir brauchen aber zugleich auch 
die engagierte Diskussion über Reformen gegen 
Ausgrenzung und Armut. 

Abgeordnete Kolbe (SPD): Meine Frage geht an die 
Arbeiterwohlfahrt. Die Bundesregierung hat ja als 
Reaktion auf die verfestigt niedrigeren Teilha-
bechancen von Menschen in niedrigeren Lagen 
das Teilhabechancengesetz beschlossen und auf 
den Weg gebracht, also insbesondere § 16 i und 
§ 16 e im SGB II. Wie bewerten Sie das Gesetz und 
welchen Reformbedarf sehen Sie beispielsweise 
zum Thema Entfristung der beiden genannten Pa-
ragraphen? 

Sachverständiger Persau (AWO Bundesverband 
e.V.): Die AWO hat sich lange für einen sozialen 
Arbeitsmarkt mit guten Rahmenbedingungen ein-
gesetzt und wir erachten es auch weiterhin als 
eine wichtige staatliche Aufgabe, langzeitarbeitslo-
sen Menschen immer wieder Brücken in die Ar-
beitswelt zu bauen. Entsprechend haben wir das 
Teilhabechancengesetz von Anfang an begleitet 
und begrüßt. Und wir haben auch – das wurde ja 
auch vorher schon von Frau Dr. Fix erwähnt – 
auch in der Praxis bisher gute Erfahrungen mit 
dem Instrument gemacht und plädieren daher un-
bedingt für eine Entfristung. Es muss sichergestellt 
werden, dass nach der Pandemie auch die entspre-
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chenden Haushaltsmittel verlässlich zur Verfü-
gung stehen, denn wir haben auch gesehen, dass 
im Zuge von Corona die Zahl der Langzeitarbeits-
losen wieder gestiegen ist und die Finanzierung 
nicht immer gesichert ist. Zudem sollte es stets ein 
qualitativ hochwertiges Coaching geben, das zur 
Verfügung steht und das auch durch die Beschäfti-
gungsträger selbst erbracht werden können sollte. 
Zudem sollten die Zugangskriterien des Instru-
ments erleichtert werden, damit mehr Menschen 
von der Förderung profitieren und außerdem der 
Zugang für bisher in der Förderung unterrepräsen-
tierte Personengruppen und Zielgruppen erleich-
tert und verbessert werden. 

Abgeordneter Springer (AfD): Meine Frage geht an 
Frau Empen vom DGB. Im Antrag der GRÜNEN 
wird ein erleichterter Zugang zum ALG I gefor-
dert. Meine Frage an Sie wäre, wie würde sich der 
Kreis der Anspruchsberechtigten ausweiten und 
mit welchen Mehrkosten wäre aus Ihrer Sicht für 
die Arbeitslosenversicherung zu rechnen. 

Sachverständige Empen (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Der DGB spricht sich ebenfalls für 
eine Reform und eine Ausweitung der Arbeitslo-
senversicherung aus. Wir sehen das als problema-
tisch an, dass der Großteil der Erwerbslosen in 
Deutschland in der Grundsicherung betreut wird 
und nicht in der Arbeitslosenversicherung und 
dementsprechend sehen wir da unterschiedliche 
Stellschrauben, sowohl bei der Anwartschaftszeit, 
die aktuell auf 12 Monate festgesetzt ist, und kür-
zer sein sollte sowie auch bei den Jahren und den 
Monaten, in denen diese Anwartschaftszeit gesam-
melt werden kann. Wie sich das quantitativ auf 
die Versicherten auswirken würde, dazu habe ich 
keine konkreten Erhebungen. Wir finden aber tat-
sächlich, dass die Arbeitslosenversicherung für 
viele Beschäftigte, die heute in der Grundsiche-
rung betreut werden, eine bessere Lösung wäre. 

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Meine Zusatz-
frage geht an die BDA. Sie beschreiben, dass fle-
xible Beschäftigungsformen zur Bekämpfung von 
Langzeitarbeitslosigkeiten notwendig seien. Wel-
che Beschäftigungsformen sind das und wie er-
klärt sich ihre Wirkung bei der Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit.  

Sachverständige Hornung-Draus (Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände): In der 
Tat halten wir flexible Beschäftigungsformen für 
wichtig, um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen 
und damit auch einen Beitrag zur Bekämpfung der 
Armut zu leisten. Wir stellen zum Beispiel fest, 
dass sehr viele befristete Beschäftigte über eine be-
fristete Beschäftigung den Übergang in den ersten 
und in den dauerhaften Arbeitsmarkt in ein dauer-
haftes Beschäftigungsverhältnis schaffen. Die Sta-
tistiken zeigen, dass ein Großteil der Arbeitneh-
mer, die mit einem befristeten Vertrag eingestellt 

sind, dann auch von ihrem Unternehmen über-
nommen werden. Gleichzeitig muss man natürlich 
auch die Perspektive der Arbeitgeber betrachten. 
Für Arbeitgeber ist es einfacher, eine flexible Be-
schäftigung anzubieten, wenn sie in einer wirt-
schaftlich unberechenbaren und unsichereren Si-
tuation sind. Das heißt, die Möglichkeit zu Befris-
tungen führt dazu, dass auch mehr Arbeitsplätze 
angeboten werden. Schlicht und einfach weil das 
Risiko für den Arbeitsgeber im Falle einer wirt-
schaftlichen Verschlechterung für seinen Betrieb 
dadurch berechenbarer wird. Das Gleiche gilt na-
türlich auch für Teilzeitarbeitsverhältnisse, die es 
den Arbeitsnehmern ermöglichen in persönlichen 
Situationen, sei es Fortbildung oder Familiensitu-
ationen oder Pflegesituationen, hier auch flexibel 
zu arbeiten und ihre Arbeit flexibel anzubieten. 
Und das ermöglicht vielen, die sonst auf eine Er-
werbstätigkeit ganz verzichten würden, eben den-
noch am Arbeitsmarkt aktiv und erwerbstätig zu 
bleiben. Insofern hat das positive Auswirkungen.  

Abgeordnete Kipping (DIE LINKE.): Es ist ja voll-
kommen unmöglich, den vielen Erkenntnissen in 
der kurzen Zeit Gerechtigkeit widerfahren zu las-
sen, deswegen nur schlaglichtartig zum Thema 
Bildungsungleichheit. Meine Frage geht an Herrn 
Professor Groh-Samberg. Wir hatten ja schon eine 
Parlamentsdebatte zu diesem Bericht und da 
wurde von einem Abgeordneten mit viel Verve die 
Überzeugung vertreten, dass es keinen Zusammen-
hang gebe zwischen der ökonomischen Situation 
der Eltern und den Bildungswegen der Kinder: 
Wer sich anstrenge, käme nun mal ins Gymna-
sium. Ich muss gestehen, ich habe das in dem Be-
richt anders gelesen und andere Zahlen, aber ich 
wollte noch mal Sie fragen, besteht ein Zusam-
menhang zwischen der ökonomischen Situation 
des Elternhauses und der besuchten Schulform 
und woran liegt das?  

Sachverständiger Professor Dr. Groh-Samberg: 
Das kann ich gar nicht nachvollziehen. Der Be-
fund ist sowas von eindeutig, die ganze Forschung 
belegt das. In dem Armuts- und Reichtumsbericht 
auch. Zum Beispiel zeigen wir mit dem Lagenindi-
kator 12 Prozent der Kinder in der Lage der Armut 
besuchen das Gymnasium, 67 Prozent in der Lage 
Wohlhabenheit. Und das sind sozusagen Befunde. 
Auch das Gutachten zur sozialen Mobilität von 
den Tübingern und EZB, zeigt eindeutig diesen 
Zusammenhang von Einkommen auf den Bil-
dungserfolg oder den Besuch der Schulform. Übri-
gens auch, wenn man dabei viele andere Aspekte 
schon mitkontrolliert. Also wenn man die Bildung 
der Eltern mit berücksichtigt, wenn man auch die 
schulischen Kompetenzen der Kinder mit berück-
sichtigt, auch dann noch besteht ein direkter Ef-
fekt des Einkommens und der ist auch unabhängig 
davon, wie gut die Kinder in der Schule tatsäch-
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lich sind, das heißt den Kindern werden quasi Le-
benschancen in einer gewissen Weise gekauft, un-
abhängig von ihrer schulischen Kompetenz.  

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ich habe als Frage noch mal 
eine an die Caritas, Frau Birgit Fix. Nämlich zur 
Beteiligung von Menschen mit Armutserfahrung. 
Ich wollte Sie fragen, warum die Caritas das einen 
wichtigen Punkt findet und wie die Caritas vor-
schlägt, wie Menschen mit Armutserfahrung an 
dem Prozess beteiligt werden können. 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasver-
band e.V.): Ich freue mich sehr, dass ich zu so ei-
nem wichtigen Thema sprechen darf wie zur Be-
troffenenbeteiligung. Ich kann mich dem anschlie-
ßen, was der Herr Persau und der Herr Dr. Rock 
vorher gesagt hat, das ist im Armuts- und Reich-
tums-Thema total wichtig auch zu sehen, was die 
Menschen selber für Lösungsvorschläge haben, die 
von Armut betroffen sind. Im Bericht ist momen-
tan ja relativ wenig über die Situationseinschät-
zung der Menschen mit Armutserfahrung zu se-
hen. Im subjektiven Teil kommen einige Men-
schen zu Wort, zum Beispiel interessante O-Töne, 
wie dass der Regelsatz nicht ausreicht. Das legt na-
türlich Lösungen nah, aber wir bräuchten ein Fo-
rum, wo es expliziter möglich ist, solche Lösungen 
zu diskutieren und wir schlagen in dem Zusam-
menhang Dialogforen vor und wir würden vor-
schlagen, da mit den Kindern und Jugendlichen 
anzufangen, die jetzt gerade in der Krise ganz be-
sonders von Teilhabe ausgeschlossen sind und die 

sollten hier möglichst ganz schnell das Wort erhal-
ten, damit wir auch sehen, wie wir Ihnen in dieser 
Krise helfen können. 

Vorsitzender Birkwald: Damit sind wir am Ende 
der freien Runde angelangt. Und mir bleibt nur 
noch, allen Abgeordneten für Ihre Fragen zu dan-
ken, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die 
in den Fraktionen und in den Büros an der Erstel-
lung der Fragen mit beteiligt waren. Ich danke al-
len Sachverständigen insbesondere für ihre klugen 
Antworten und für ihre Bereitschaft, uns zur Ver-
fügung zu stehen. Herzlichen Dank. Ein ganz be-
sonderer Dank geht – und das ist ganz wichtig – 
an die Technik, weil ohne die wären wir heute 
nicht zusammen gekommen. Vielen Dank dafür, 
dass alles gut geklappt hat. Und der größte Dank 
geht wie immer ans Sekretariat für die Gesamtver-
antwortung der organisatorischen Vorbereitung 
und natürlich mit großen Vorschusslorbeeren für 
die Erstellung des Protokolls in bewährter qualita-
tiv hochstehender Weise. Damit beende ich die 
letzte Anhörung in diesem Jahr, in dieser Legisla-
turperiode in diesem Ausschuss und wünsche 
Ihnen allen, meine Damen und Herren, einen küh-
len und angenehmen Nachmittag und viel Erfolg 
für ihr weiteres Tun bei bester Gesundheit. Herzli-
chen Dank, die Sitzung ist geschlossen.  

Ende der Sitzung: 16:10 Uhr
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